


1. Geltungsbereich 
(1) Diese Geschäftsbedingungen gelten gegenüber Unternehmern, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen Sondervermögen (nachfolgend: Kunde). 
(2) Unsere Lieferungen, Leistungen und Angebote erfolgen ausschließlich auf der Grundlage dieser Verkaufs- und Lieferbedingungen. Diese gelten auch für alle künftigen Geschäfte mit dem Kunden, sofern es sich um Rechtsgeschäfte gleicher 
oder verwandter Art handelt. 
(3) Entgegenstehende oder von unseren Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen abweichende Bedingungen des Kunden erkennen wir nicht an, es sei denn, wir haben ausdrücklich schriftlich ihrer Geltung zugestimmt; unsere 
Bedingungen gelten auch dann, wenn wir in Kenntnis entgegenstehender oder von unseren Bedingungen abweichenden Bedingungen des Kunden die Lieferung oder Leistung vorbehaltlos ausführen. 
2. Angebot und Vertragsschluss 
(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, es sei denn, dass wir diese ausdrücklich als verbindlich bezeichnet haben. 
(2) Eine Bestellung des Kunden, die als Angebot zum Abschluss eines Vertrages zu qualifizieren ist, können wir innerhalb von zwei Wochen durch Übersendung einer schriftlichen Bestätigung oder durch Ausführung der vertraglichen Leistung 
innerhalb der gleichen Frist annehmen. 
(3) Zeichnungen, Abbildungen, Maße, Gewichte oder sonstige Leistungsdaten sind nur verbindlich, wenn dies ausdrücklich schriftlich vereinbart wird. 
(4) Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, ist unsere anwendungstechnische Beratung unverbindlich. Sie befreit den Kunden nicht davon, die von uns gelieferten Waren auf Ihre Eignung einschließlich des beabsichtigten 
Verwendungszwecks und der beabsichtigten Weiterverarbeitung selbst zu überprüfen. 
3. Lieferung 
(1) Unsere Lieferverpflichtungen stehen unter dem Vorbehalt der richtigen und rechtzeitigen Selbstbelieferung, es sei denn, die unrichtige oder verspätete Selbstbelieferung ist von uns zu vertreten. 
(2) Wir sind zu Teillieferungen und Teilleistungen nur dann berechtigt, wenn diese für den Kunden nach dem Vertragszweck von Interesse sind und dem Kunden dadurch kein erheblicher Mehraufwand entsteht. 
(3) Angaben zu Lieferzeiten sind annähernd, sofern nichts anderes mit dem Kunden vereinbart ist. Lieferfristen beginnen erst nach vollständiger Klarstellung aller Ausführungseinzelheiten und setzen die rechtzeitige und ordnungsgemäße 
Erfüllung der Verpflichtungen des Kunden voraus.
(4) Sofern nichts anderes vereinbart, erfolgt die Lieferung der Ware ab Lager/Werk. Ist Lieferung frei Baustelle vereinbart, so setzt dies voraus, dass eine Anfahrt zur Baustelle mit Lkw möglich ist. Mehrkosten, die wegen fehlender 
Ablademöglichkeit oder fehlender Abnahmebereitschaft an der Lieferstelle entstehen, gehen zu Lasten des Kunden. 
(5) Gerät der Kunde mit dem Abruf, der Annahme oder der Abholung der Ware in Verzug, sind wir berechtigt, Ersatz des uns entstandenen Schadens zu verlangen; mit Eintritt des Annahmeverzuges geht die Gefahr der zufälligen Verschlechterung 
und des zufälligen Untergangs auf den Kunden über. 
(6) Im Fall des von uns nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführten Lieferverzuges haften wir für jede vollendete Woche Verzug im Rahmen einer pauschalierten Verzugsentschädigung in Höhe von 3 % des Lieferwertes, max. jedoch 
nicht mehr als 15 % des Lieferwertes. 
(7) Weitere gesetzliche Ansprüche und Rechte des Kunden wegen eines Lieferverzuges bleiben unberührt. 
4. Preise und Zahlung 
(1) Unsere Preise verstehen sich zzgl. der bei Auslieferung geltenden Mehrwertsteuer. 
(2) Die für den Transport/Versand übliche Verpackung berechnen wir zu Selbstkosten, soweit mit dem Kunden nichts anderes vereinbart ist. Unsere Preise gelten ohne Transportkosten und ohne die für den Transport/Versand übliche 
Verpackung, die wir gesondert berechnen, soweit mit dem Kunden nichts anderes vereinbart ist. Bei Zufuhr von Waren berechnen wir je Anlieferung eine Frachtpauschale. Bei Kranentladung berechnen wir je Entladevorgang eine Kostengebühr. 
Für Paletten stellen wir ebenfalls eine Gebühr in Rechnung; für Mehrwegpaletten, die in einwandfreiem Zustand frei Lager zurückgegeben werden, schreiben wir den Paletteneinsatz abzgl. einer Benutzungsgebühr gut. Die jeweils gültigen 
Gebührensätze liegen in unseren Geschäftslokalen aus und können auf Anforderung auch zugesandt werden; Änderungen der Gebühren- und Kostenpauschalen behalten wir uns vor.  für Transport, Verpackung, Paletten; Kranentladung usw. 
(3) Soweit zwischen Vertragsabschluss und vereinbartem und/oder tatsächlichem Lieferdatum mehr als 4 Monate liegen, gelten unsere zur Zeit der Lieferung und Bereitstellung gültigen Preise; übersteigen letztgenannte Preise die zunächst 
vereinbarten Preise um mehr als 10 %, ist der Kunde berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten.
(4) Ist mit dem Kunden nichts anderes schriftlich vereinbart, ist der Kaufpreis ohne Abzug mit Eingang der Rechnung beim Kunden sofort zur Zahlung fällig. Soweit Skonto vereinbart ist, ist nur der reine Warenwert skontierbar; eine Skontozusage 
wird hinfällig, wenn der Kunde sich mit einer anderen Zahlungsverpflichtung uns gegenüber in Verzug befindet. 
(5) Unsere Rechnungen gelten als anerkannt, wenn nicht innerhalb von 30 Tagen nach Rechnungserstellungsdatum schriftlich widersprochen wird. Wir werden den Kunden mit jeder Rechnung hierüber unterrichten. 
(6) Wir sind berechtigt, trotz anders lautender Bestimmungen des Kunden Zahlungen zunächst auf dessen ältere Schulden anzurechnen; wir werden den Kunden über die Art der erfolgten Verrechnung informieren. Sind bereits Kosten und/oder 
Zinsen entstanden, so sind wir berechtigt, die Zahlung zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung anzurechnen. 
(7) Gerät der Kunde in Verzug, berechnen wir die gesetzlichen Verzugszinsen. Für jede nach Verzugseintritt ergehende Mahnung stellen wir Kosten in Höhe von € 3,00 in Rechnung. Wird ein von uns erfüllungshalber angenommener Scheck nicht 
eingelöst oder wird im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren eine uns nach dem Vertrag zustehende Forderung nicht bedient oder infolge Widerspruchs zurückgebucht, so sind wir berechtigt, eine Kostenpauschale von € 5,00 sowie die angefallenen 
Bankgebühren in Rechnung zu stellen. Die vorgenannten Pauschalen gemäß Satz 2 und Satz 3 sind nicht oder niedriger anzusetzen, wenn der Kunde uns keine oder eine geringere Belastung nachweist. Der Nachweis eines höheren Schadens 
durch uns bleibt vorbehalten. 
5. Versand und Gefahrübergang 
(1) Wird die Ware auf Wunsch des Kunden an diesen versandt, so geht mit der Absendung an den Kunden, spätestens mit Verlassen des Lagers/Werkes die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung der Ware auf den 
Kunden über. Dies gilt unabhängig davon, wer die Frachtkosten trägt. 
(2) Wird die Verladung oder der Versand auf Wunsch des Kunden oder aus Gründen, die der Kunde zu vertreten hat, verzögert, geht die Gefahr mit der Meldung der Lieferbereitschaft auf ihn über. In diesem Fall sind wir berechtigt, die Ware auf 
Kosten und Gefahr des Kunden einzulagern und die Ware als geliefert in Rechnung zu stellen. 
(3) Bei Transportschäden hat der Kunde unverzüglich eine Dokumentation und Meldung des Schadens bei den zuständigen Stellen zu veranlassen. 
6. Einbau, Verlegung, Montage 
(1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Einbau, Verlegung und Montage nicht im Preis enthalten. 
(2) Übernehmen wir auch den Einbau, die Verlegung oder die Montage von Baumaterialien oder Bauelementen, gelten die Vorschriften der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), Teil B, als Vertragsgrundlage für eindeutig als 
Bauleistungen abtrennbare Teile der vertraglich geschuldeten Leistung. 
7. Eigentumsvorbehalt 
(1) Bis zur endgültigen Bezahlung sämtlicher auf der Grundlage der Geschäftsverbindung entstandenen und entstehenden Forderungen bleibt die gelieferte Ware unser Eigentum (Vorbehaltsware). Bei mehreren Forderungen oder laufender 
Rechnung gilt der Eigentumsvorbehalt als Sicherung für die Saldoforderung, auch wenn einzelne Warenlieferungen bereits bezahlt sind. 
(2) Im Falle vertragswidrigen Verhaltens des Kunden, z.B. Zahlungsverzug, haben wir nach vorheriger Setzung einer angemessenen Frist das Recht, die Vorbehaltsware zurückzunehmen. Nehmen wir die Vorbehaltsware zurück, stellt dies einen 
Rücktritt vom Vertrag dar. Wir sind berechtigt, die Vorbehaltsware nach Rücknahme zu verwerten. Nach Abzug eines angemessenen Betrages für die Verwertungskosten ist der Verwertungserlös mit den uns vom Kunden geschuldeten Beträgen 
zu verrechnen. 
(3) Bei Zugriffen Dritter auf die Vorbehaltsware, insb. Pfändungen, wird der Kunde auf unser Eigentum hinweisen und uns unverzüglich benachrichtigen, damit wir unsere Eigentumsrechte durchsetzen können. 
(4) Der Kunde ist berechtigt, die Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen Geschäftsgang zu verarbeiten und zu veräußern, solange er nicht in Verzug ist. Die aus dem Weiterverkauf oder einem sonstigen Rechtsgrund (Versicherung, unerlaubte 
Handlung) bzgl. der Vorbehaltsware entstehenden Forderungen tritt der Kunde bereits jetzt sicherungshalber in vollem Umfang an uns ab. Die Forderung bezieht sich auch auf den anerkannten Saldo sowie im Fall der Insolvenz des Kunden auf 
den dann vorhandenen „kausalen" Saldo. Wir ermächtigen den Kunden widerruflich, die an uns abgetretenen Forderungen für dessen Rechnung im eigenen Namen einzuziehen. Die Einzugsermächtigung erlischt, wenn der Kunde seinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommt, in Zahlungsschwierigkeiten gerät, ihm gegenüber Zwangsvollstreckungsmaßnahmen ergriffen werden oder über sein Vermögen das gerichtliche Insolvenzverfahren eröffnet oder 
dessen Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird. Der Kunde stimmt bereits jetzt zu, dass wir bei Erlöschen der Einzugsermächtigung die Abtretung offenlegen. 
(5) Verarbeitung oder Umbildung der Ware erfolgen stets für uns als Hersteller, jedoch ohne Verpflichtung für uns. Werden die Liefergegenstände mit anderen uns nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an 
der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Liefergegenstände zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. Werden die Liefergegenstände mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen verbunden oder 
untrennbar vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Liefergegenstände zu den anderen verbundenen oder vermischten Gegenständen. Ist bei der Verbindung oder Vermischung die Sache 
des Kunden als Hauptsache anzusehen, so gilt als vereinbart, dass der Kunde uns anteilig das Miteigentum an der neuen Sache überträgt. Der Kunde verwahrt das so entstandene Miteigentum für uns. 
(6) Soweit bei der Weiterveräußerung zwischen dem Kunden und seinem Abnehmer ein Abtretungsverbot in Bezug auf die uns zustehende Kaufpreisforderung gelten soll, hat der Kunde uns hiervon unverzüglich zu unterrichten und die 
Weiterveräußerung zunächst zu unterlassen; wir sind in diesem Fall berechtigt, die Weiterveräußerung zu untersagen, sofern der Kunde nicht ausreichend anderweitige Sicherheiten für unsere ausstehenden Forderungen zur Verfügung stellen 
kann. Verpfändungen oder Sicherungsübereignungen in Bezug auf die Vorbehaltsware sind nicht zulässig. 
(7) Wir sind verpflichtet, die uns zustehenden Sicherheiten insoweit freizugeben, als der realisierbare Wert unserer Sicherheiten die zu sichernden Forderungen um mehr als 10 % übersteigt; dabei obliegt uns die Auswahl der freizugebenden 
Sicherheiten. 
8. Mängelansprüche (Gewährleistung)
(1) Bei Verletzung einer Vertragspflicht stehen dem Kunden uns gegenüber die gesetzlichen Rechte nach Maßgabe der folgenden Vereinbarungen zu. 
(2) Werden Betriebs- oder Wartungsanweisungen nicht befolgt, Änderungen an den Produkten vorgenommen, Teile ausgewechselt oder Verbrauchsmaterialien verwendet, die nicht den Originalspezifikationen entsprechen, so entfallen 
Ansprüche wegen Mängel der Produkte, wenn der Kunde nicht substantiiert widerlegen kann, dass erst einer dieser Umstände den Mangel herbeigeführt hat. 
(3) Dem Kunden stehen Gewährleistungsansprüche nur zu, wenn er seinen Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten nach § 377 HGB nachgekommen ist. 
(4) Bei berechtigter und fristgerechter Mangelrüge hat der Kunde während des Gewährleistungszeitraums einen Anspruch auf Nacherfüllung; hinsichtlich der Art der Nacherfüllung – Beseitigung des Mangels oder Lieferung einer mangelfreien 
Sache – steht uns das Wahlrecht zu. Schlägt die Nacherfüllung fehl oder sind für den Kunden weitere Nacherfüllungsversuche unzumutbar, so ist der Kunde zur Minderung oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 
(5) Wird der Kunde von seinem Abnehmer oder einem Verbraucher wegen eines Mangels der gelieferten Ware, der bereits bei Gefahrübergang vorhanden war oder von einem Verbraucher als Endabnehmer reklamiert wurde, in Anspruch 
genommen, bleiben die gesetzlichen Rückgriffsansprüche des Kunden gegenüber uns nach §§ 478, 479 BGB unberührt. 
(6) Schadensersatzansprüche zu den in Ziffer 10. geregelten Bedingungen wegen eines Mangels kann der Kunde erst geltend machen, wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder wir die Nacherfüllung verweigern. Das Recht des Kunden zur 
Geltendmachung von weitergehenden Schadensersatzansprüchen zu den in Ziffer 11. geregelten Bedingungen bleibt davon unberührt. 
(7) Ansprüche wegen Mängel gegen uns stehen nur dem Kunden zu und sind nicht abtretbar. 
(8) Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt ein Jahr ab Gefahrübergang. Dies gilt nicht, soweit das Gesetz gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 (Bauwerke und Sachen für Bauwerke), 478, 479 (Lieferantenregress) und 634 a Abs. 1 Nr. 2 BGB 
(Baumängel) längere Fristen vorschreibt sowie in Fällen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung durch uns und bei arglistigem Verschweigen eines Mangels.
9. Aufrechnungsverbot
Eine Aufrechnung des Kunden mit Gegenansprüchen gegen unsere Forderungen aus Lieferungen und Leistungen einschließlich Schadensersatz aus Verzug ist nur zulässig, sofern diese Gegenforderungen unbestritten oder rechtskräftig 
festgestellt sind. Der Kunde ist jedoch zur Aufrechnung berechtigt, wenn die Gegenforderung aus dem konkreten Vertragsverhältnis herrührt.
10. Zurückbehaltungsrecht
Die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts durch den Kunden ist ausgeschlossen, es sei denn, bei der Gegenforderung handelt es sich um eine Gegenleistung aus dem konkreten Vertragsverhältnis (§ 320 BGB) oder beruht auf einem 
einheitlichen Lebensverhältnis zu unserer Forderung (§ 273 BGB). Vorbehalten bleibt ferner ein Zurückbehaltungsrecht aus unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenforderungen.
11. Haftung
(1) Wir haften auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen wegen Verletzung vertraglicher oder außervertraglicher Pflichten lediglich, soweit dies auf einer Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht oder auf einem 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhalten durch uns, unserer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruht. Wird eine wesentliche Vertragspflicht leicht fahrlässig verletzt, so ist unsere Haftung auf den vorhersehbaren 
vertragstypischen Schaden begrenzt. Eine wesentliche Vertragspflicht ist bei Verpflichtungen gegeben, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages erst möglich macht oder auf deren Einhaltung der Kunde vertraut hat und 
vertrauen durfte. 
(2) Eine darüber hinausgehende Haftung auf Schadensersatz ist ausgeschlossen. Die Haftung wegen schuldhafter Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit nach den gesetzlichen Bestimmungen bleibt unberührt. Dies gilt auch für die 
zwingende Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. 
12. Datenverarbeitung
Wir erheben, verarbeiten und nutzen personenbezogene Daten des Kunden, soweit dies § 22 BDSG zulässig ist.
13. Erfüllungsort/Gerichtsstand/Anwendbares Recht 
(1) Erfüllungsort für sämtliche Lieferverpflichtungen unsererseits und für die sonstigen Vertragsverpflichtungen beider Parteien ist Ingolstadt. 
(2) Dieser Vertrag und diese Geschäftsbedingungen sowie die gesamten Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden und uns unterliegen dem Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss aller Verweisungen auf andere 
Rechtsordnungen und internationale Verträge. Die Geltung von UN-Kaufrecht ist ausgeschlossen. 
(3) Bei allen sich aus diesem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten ist Ingolstadt Gerichtsstand. Wir sind jedoch berechtigt, den Kunden auch an seinem Geschäftssitz zu verklagen.
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für den Verkauf von Transportbeton und anderen Baustoffen

Die folgenden Bedingungen sind Inhalt aller Verkäufe von Transport-
beton und anderen Baustoffen, z.B.: Mörtel, füma®, estritherm® und 
Fließestrich, nachfolgend kurz als „Baustoff“ bezeichnet. Dies gilt 
auch dann, wenn wir uns bei späteren Verträgen nicht ausdrücklich 
auf sie berufen, es sei denn, der Käufer ist kein Unternehmer. All-
gemeine Einkaufsbedingungen des Käufers gelten uns gegenüber 
nicht, auch wenn wir ihnen nicht ausdrücklich widersprechen.

1. Angebot

Ein von uns erstelltes Angebot ist für uns unverbindlich, falls nicht 
etwas anderes vereinbart worden oder die Lieferung erfolgt ist. Für 
die Auswahl der richtigen Sorte und Menge sowie die Angabe aller 
erforderlichen Betoneigenschaften ist allein der Käufer verantwortlich.

2. Lieferung und Abnahme

Die Auslieferung erfolgt bei Abholung im Werk, ansonsten an der 
vereinbarten Stelle; wird diese auf Wunsch des Käufers nachträglich 
geändert, so trägt dieser alle dadurch entstehenden Kosten.

Wir sind bemüht, die vom Käufer gewünschten oder angegebenen 
Leistungszeiten einzuhalten. Die Nichteinhaltung vereinbarter Leis-
tungszeiten berechtigen den Käufer zum Rücktritt vom Vertrag, 
sofern er uns zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung 
gesetzt hat. Soweit von uns nicht zu vertretende Umstände uns die 
Ausführung übernommener Aufträge erschweren oder verzögern, 
sind wir berechtigt, die Lieferung / Restlieferung um die Dauer der 
Behinderung hinauszuschieben; ist uns die Lieferung/Restlieferung 
nicht möglich, sind wir berechtigt, vom Vertrag ganz oder teilweise 
zurückzutreten. 

Wir verfügen nicht über die Möglichkeit, bei anhaltenden Hitzepe-
rioden den Baustoff auf die für den jeweiligen Verwendungszweck 
gemäß Regelwerken zulässige maximale Temperatur (z.B. 30 ºC 
oder 25 ºC) zu kühlen, und sind insoweit von der Leistungspflicht be-
freit, bzw. berechtigt, die Lieferung zu verschieben. Entsprechendes 
gilt bei anhaltenden Frostperioden, die die Produktion des Baustoffs 
erheblich erschweren, unabhängig davon, ob wir grundsätzlich den 
Baustoff mit Saisonzuschlag anbieten. 

Für die Folgen unrichtiger Angaben bei Bestellung oder Übermitt-
lungsfehler haftet der Käufer. Bei Lieferung an die vereinbarte Stelle 
muss das Transportfahrzeug diese ohne jede Gefahr erreichen und 
wieder verlassen können. Dies setzt einen ausreichend befestig-
ten, mit schweren Lastwagen unbehindert befahrbaren Anfuhrweg 
voraus. Ist diese Voraussetzung nicht gegeben, haftet der Käufer 
für alle daraus entstehenden Schäden ohne Rücksicht auf sein Ver-
schulden. Das Entleeren muss unverzüglich, zügig (bei Beton 1m3 
in höchstens 6 Minuten) und ohne Gefahr für das Fahrzeug erfolgen 
können. 

Ist der Käufer Kaufmann i. S. des HGB, so gelten die den Liefer-
schein unterzeichnenden Personen uns gegenüber als zur Abnah-
me des Baustoffs und zur Bestätigung des Empfangs bevollmächtigt 
sowie unser Lieferverzeichnis /Sortenverzeichnis durch Unterzeich-
nung des Lieferscheins als anerkannt.

Bei verweigerter, verspäteter, verzögerter oder sonst sachwidriger 
Abnahme hat uns der Käufer unbeschadet seiner Verpflichtung 
zur Zahlung des Kaufpreises zu entschädigen, es sei denn, die 
Verweigerung oder Verspätung beruht auf Gründen, die wir zu ver-
treten haben. Mehrere Käufer haften als Gesamtschuldner für die 
ordnungsgemäße Abnahme des Baustoffs und die Bezahlung des 
Kaufpreises. Wir leisten an jeden von ihnen mit Wirkung für und ge-
gen alle. Sämtliche Käufer bevollmächtigen einander, in allen den 
Verkauf betreffenden Angelegenheiten unsere rechtsverbindlichen 
Erklärungen entgegenzunehmen.

Etwaiges Fördern unseres Baustoffs auf der Baustelle und die Ver-
mittlung von Fördergeräten und deren Einsatz sind nicht Gegen-
stand des Kaufvertrages.

3. Gefahrübergang

Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlech-
terung des Baustoffs geht bei Abholung im Zeitpunkt auf den Käu-
fer über, in dem der Baustoff unsere Anlage verlässt. Bei Lieferung 
außerhalb des Werkes geht die Gefahr über, sobald das Fahrzeug 
an der Anlieferstelle eingetroffen ist, spätestens jedoch, sobald es 
die öffentliche Straße verlässt, um zur vereinbarten Anlieferstelle zu 
fahren.

4. Gewährleistung / Haftung

Wir gewährleisten, dass unser Baustoff nach den geltenden Vor-
schriften hergestellt, überwacht und geliefert wird und die vereinbar-
te Beschaffenheit hat. Die Eignung des Baustoffs für eine bestimmte 
Verwendung gewährleisten wir nur, wenn dies gesondert schriftlich 
vereinbart wird. Der Nachweis einer den gültigen Vorschriften ent-
sprechenden Behandlung und Verarbeitung nach Gefahrübergang 
obliegt dem Käufer.

Eine Garantie im Sinne des § 443 BGB geben wir nicht, es sei denn, 
dass die Garantie einschließlich deren Rechtsfolgen gesondert 
schriftlich vereinbart wird und der Käufer von uns hierüber eine ge-
sonderte Garantieurkunde erhält. 

Hat der Käufer den gelieferten Baustoff durch Zusätze oder in sons-
tiger Weise in seiner Zusammensetzung verändert oder verändern 
lassen, besteht kein Anspruch auf Gewährleistung, es sei denn, der 
Käufer weist nach, dass die Veränderung des Baustoffs den Mangel 
nicht herbeigeführt hat. 

Offensichtlich mangelhafter/falscher Baustoff, insbesondere solcher 
mit fehlerhafter Konsistenz oder einer falschen Sorte, darf nicht ver-
arbeitet werden. 

Mängel sind gegenüber der Betriebsleitung zu rügen; erfolgt die 
Rüge mündlich oder fernmündlich, bedarf sie schriftlicher Bestäti-
gung; Fahrer, Laboranten und Disponenten sind zur Entgegennah-
me der Rüge nicht befugt. Offensichtliche Mängel, gleich welcher 
Art, und die Lieferung einer offensichtlich anderen als der verein-

Allgemeine Geschäftsbedingungen

barten Baustoffsorte oder -menge sind von Kaufleuten i. S. des 
HGB sofort bei der Ablieferung des Baustoffs zu rügen; in diesem 
Falle hat der Käufer den Baustoff zwecks Nachprüfung durch uns 
unangetastet zu lassen. Beanstandete Baustoffe dürfen nicht verar-
beitet werden. Nicht offensichtliche Mängel, gleich welcher Art, und 
die Lieferung einer nicht offensichtlich anderen als der vereinbarten 
Baustoffsorte oder -menge sind von Kaufleuten i. S. des HGB nach 
Sichtbarwerden unverzüglich, von Nichtkaufleuten innerhalb der Ge-
währleistungsfrist, zu rügen. Bei nicht form- oder nicht fristgerechter 
Rüge gilt der Baustoff als genehmigt. 

Probekörper gelten nur dann als Nachweis für die Baustoffeigen-
schaften, wenn sie in Gegenwart eines von uns Beauftragten vor-
schriftsmäßig hergestellt und behandelt worden sind. Wird von dem 
Käufer eine Rezeptur verlangt, die von unserem Sortenverzeichnis 
abweicht, beschränkt sich die Gewährleistung auf die Einhaltung der 
vorgegebenen Rezeptur.

Bei berechtigter und fristgerechter Mängelrüge kann der Käufer 
zunächst Mängelbeseitigung oder Neulieferung (Nacherfüllung) ver-
langen. Erst wenn die Nacherfüllung fehlschlägt, kann der Käufer 
Schadensersatz, Rücktritt vom Vertrag oder Minderung verlangen. 
Unsere Haftung auf Schadensersatz wegen der Lieferung man-
gelhafter Baustoffe ist in Fällen der einfachen Fahrlässigkeit dem 
Umfang nach auf den typischen vorhersehbaren Schaden, im Üb-
rigen, soweit der Schaden darüber hinausgeht, auf die Höhe der 
Deckungssumme unserer Produkthaftpflichtversicherung, die min-
destens Euro 2,5 Mio. beträgt, begrenzt, sofern nicht die von uns 
zu vertretende Vertragsverletzung auf Vorsatz oder grober Fahr-
lässigkeit beruht. Die Gewährleistungsfrist für unsere Baustoffe 
(Verjährungsfrist nach § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB) beträgt 5 Jahre seit 
Ablieferung. Gewährleistungsansprüche eines Kaufmanns i. S. des 
HGB verjähren spätestens einen Monat nach Zurückweisung der 
Mängelrüge durch uns.

5. Haftung aus sonstigen Gründen

Sonstige Schadenersatzansprüche des Käufers gegen uns, unsere
Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen, gleich aus welchem Rechts-
grund, insbesondere aus Verschulden aus Anlass von Vertragsver-
handlungen, aus Verzug, aus Beratungsfehlern oder aus unerlaub-
ter Handlung, sind ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch 
vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten unserer Organe, ei-
nes gesetzlichen Vertreters oder eines Erfüllungsgehilfen oder durch 
die Verletzung einer für die Vertragsdurchführung wesentlichen Ver-
pflichtung verursacht ist. 

Dies gilt nicht für Ansprüche auf Ersatz von Körper- und Gesund-
heitsschäden sowie von Schäden an privat genutzten Sachen nach 
den Vorschriften des Produkthaftungsgesetzes.

6. Sicherungsrechte

Gelieferter Baustoff bleibt bis zur vollständigen Erfüllung sämtlicher 
Forderungen, die wir gegen den Käufer haben, unser Eigentum. Der 
Käufer darf unseren Baustoff weder verpfänden noch sicherungs-
übereignen. Jedoch darf er ihn im gewöhnlichen Geschäftsverkehr 
weiterverkaufen oder -verarbeiten, es sei denn, er hätte den An-
spruch gegen seinen Vertragspartner bereits im Voraus einem Drit-
ten wirksam abgetreten oder ein Abtretungsverbot vereinbart.

Der Käufer tritt uns zur Sicherung der Erfüllung unserer Forderungen 
nach Abs. 1 Satz 1 schon jetzt alle auch künftig entstehenden Forde-
rungen aus Weiterverkauf, Verarbeitung oder Verwendung unseres 
Baustoffs im Rahmen von Bauleistungen mit allen Nebenrechten in 
Höhe des Wertes unseres Baustoffs mit Rang vor dem restlichen 
Teil der Forderungen ab. 

Für den Fall, dass der Käufer unseren Baustoff zusammen mit ande-
ren uns nicht gehörenden Waren oder aus unserem Baustoff herge-
stellte neue Sachen verkauft oder unseren Baustoff mit einem frem-
den Grundstück oder einer fremden beweglichen Sache verbindet, 
vermengt oder vermischt und er dafür eine Forderung erwirbt, die 
auch seine übrigen Leistungen deckt, tritt er uns schon jetzt wegen 
der gleichen Ansprüche diese Forderung mit allen Nebenrechten in 
Höhe des Wertes unseres Baustoffs mit Rang vor dem restlichen Teil 
der Forderungen ab. Gleiches gilt in gleichem Umfang für seine et-
waigen Rechte auf Einräumung einer Sicherungshypothek aufgrund 
der Verarbeitung unseres Baustoffs wegen und in Höhe unserer ge-
samten offenstehenden Forderungen. Wir nehmen die Abtretungs-
erklärungen des Käufers hiermit an. Auf unser Verlangen hat uns der 
Käufer diese Forderungen einzeln nachzuweisen und Nacherwer-
bern die erfolgte Abtretung bekannt zu geben mit der Aufforderung, 
bis zur Höhe der Ansprüche nach Abs. 1 Satz1 an uns zu zahlen. 
Wir sind berechtigt, jederzeit auch selbst die Nacherwerber von der 
Abtretung zu benachrichtigen und die Forderungen einzuziehen. Wir 
werden indessen von diesen Befugnissen keinen Gebrauch machen 
und die Forderungen nicht einziehen, solange der Käufer seinen 
Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt. Für den Fall, 
dass der Käufer an uns abgetretene Forderungsteile einzieht, tritt er 
uns bereits jetzt seine jeweilige Restforderung in Höhe dieser For-
derungsteile ab. Der Anspruch auf Herausgabe der eingezogenen 
Beträge bleibt unberührt. 

Der Käufer darf seine Forderungen gegen Nacherwerber weder an 
Dritte abtreten, noch verpfänden, noch mit Nacherwerbern ein Abtre-
tungsverbot vereinbaren. Bei laufender Rechnung gelten unsere Si-
cherungen als Sicherung der Erfüllung unserer Saldoforderung. Der 
Käufer hat uns von einer Pfändung oder jeder anderen Beeinträchti-
gung unserer Rechte durch Dritte unverzüglich zu benachrichtigen. 
Er hat uns alle für eine Intervention notwendigen Unterlagen zu 
übergeben und uns zur Last fallende Interventionskosten zu tragen.

Der „Wert unseres Baustoffs“ im Sinne dieser Ziffer 6 entspricht dem 
in der Rechnung ausgewiesenen Kaufpreis zuzüglich 20%. 

Auf Verlangen des Käufers werden wir die uns zustehenden Siche-
rungen insoweit freigeben, als deren Wert die Forderungen nach 
Abs. 1 Satz 1 um 20% übersteigt.

7. Preise und Zahlungsbedingungen

Erhöhen sich zwischen Abgabe des Angebots oder Annahme des 
Auftrags und seiner Ausführung unsere Selbstkosten, insbesondere 
für Bindemittel, Zuschlag, Zusatzstoffe, Zusatzmittel, Energiekosten, 
Fracht und/oder Löhne, so sind wir ohne Rücksicht auf Angebot und 
Auftragsbestätigung berechtigt, unseren Verkaufspreis entspre-
chend zu berichtigen. Dies gilt nicht für Lieferungen an einen ande-
ren als einen Kaufmann i. S. des HGB, die innerhalb von 4 Monaten 
nach Vertragsabschluss außerhalb von Dauerschuldverhältnissen 
erbracht werden sollen.

Zuschläge für Mindermengen, nicht normal befahrbare Straßen und 
Baustellen sowie nicht sofortige Entladung bei Ankunft und für Lie-
ferungen außerhalb der normalen Geschäftszeit oder in der kalten 
Jahreszeit werden individuell nach der jeweils gültigen Preisliste 
abgerechnet. 

Grundsätzlich sind unsere Rechnungen sofort nach Erhalt ohne 
jeden Abzug zu bezahlen. Ausnahmen bedürfen der schriftlichen 
Vereinbarung. 

Soweit wir bei von uns an den Käufer bzw. die Baustelle gelieferten 
Baustoffen Skonto gewähren, bezieht sich die Skontogewährung nur 
auf den Warenwert, nicht aber auf den Frachtanteil. Dieser beträgt, 
soweit nicht in der Rechnung ausdrücklich ausgewiesen, 22 € netto 
pro Kubikmeter gelieferten Baustoff. 

Wenn nach dem Abschluss des Vertrages in den Vermögensverhält-
nissen des anderen Teils eine wesentliche Verschlechterung eintritt, 
durch die der Anspruch auf die Gegenleistung gefährdet wird, z.B. 
der Käufer seine Zahlungen einstellt, überschuldet ist, über sein 
Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung eines 
solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder in sonstiger 
Weise in den Vermögensverhältnissen des Käufers eine wesentliche 
Verschlechterung eintritt, durch die unser Anspruch gefährdet wird, 
so können wir die uns obliegende Leistung verweigern, bis die Ge-
genleistung bewirkt oder Sicherheit für sie geleistet wird.

Ist der Käufer Kaufmann i. S. des HGB, beeinflussen seine Mängel-
rügen weder Zahlungspflicht noch Fälligkeit und verzichtet er darauf, 
irgendein Zurückbehaltungsrecht geltend zu machen. 

Wechsel und Schecks werden nur nach Maßgabe besonderer Ver-
einbarungen entgegengenommen. Gerät der Käufer mit der Zahlung 
des Kaufpreises in Verzug, beanspruchen wir Verzugszinsen in ge-
setzlicher Höhe sowie Ersatz unseres sonstigen Verzugsschadens.

Die Aufrechnung durch den Käufer mit Gegenansprüchen gleich wel-
cher Art ist ausgeschlossen, es sei denn, dass der zur Aufrechnung 
gestellte Gegenanspruch von uns nicht bestritten oder rechtskräftig 
festgestellt ist. Einem Kaufmann i. S. des HGB gegenüber sind wir 
berechtigt, schon jetzt auch bei unterschiedlicher Fälligkeit gegen sol-
che Ansprüche aufzurechnen, die er gegen unsere Mutter-, Tochter-, 
Schwester- oder sonst verbundene Gesellschaften hat. 

Ist der Käufer Kaufmann i. S. des HGB und reicht seine Erfüllungs-
leistung nicht aus, um unsere sämtlichen Forderungen zu tilgen, so 
bestimmen wir – auch bei deren Einstellung in laufender Rechnung –, 
auf welche Schuld die Leistung angerechnet wird.

Hat uns der Kunde eine Lastschriftermächtigung im Abbuchungs-
auftrags- oder Einzugsermächtigungsverfahren erteilt, erfolgt ab 
dem 01.02.2018, spätestens aber ab dem 01.08.2018, der Einzug 
im SEPA-Lastschriftverfahren. Ist unser Kunde kein Verbraucher, 
gelten in Abweichung von der SEPA-Verordnung folgende verkürzte 
Vorabinformationsfristen, auch wenn statt unseres Kunden ein Dritter 
zur Zahlung verpflichtet ist: 

Erst- und einmalige Basislastschrift: Fälligkeitstag abzgl. 5 Werktage
 
Wiederkehrende Basislastschrift sowie erst- und wiederkehrende 
Firmenlastschrift: 

Fälligkeitstag abzgl. 1 Werktag

8. Baustoffüberwachung

Unsere Beauftragten sind berechtigt, im Rahmen unserer Qualitäts-
überwachung Proben des gelieferten Baustoffs unangemeldet auf 
der belieferten Baustelle zu entnehmen.

9. Gerichtsstand

Gerichtsstand für alle aus dem Vertragsverhältnis sowie über sein 
Entstehen und seine Wirksamkeit entspringenden Rechtsstreitigkei-
ten (auch für Wechsel- und Scheck-Klagen) mit Kaufleuten i. S. des 
HGB ist der Sitz unserer Gesellschaft.

10. Nichtigkeit

Sollte eine dieser Bedingungen aus irgendeinem Grund nichtig sein, 
so berührt das die Gültigkeit der übrigen Bedingungen nicht.

Stand 08/2017
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für die Vermietung von Betonfördergeräten

Die folgenden Bedingungen sind Gegenstand jeder Ver-
mietung eines Betonfördergerätes mit Zubehör; dies gilt 
auch dann, wenn wir uns bei späteren Verträgen nicht 
ausdrücklich auf sie berufen, es sei denn, der Mieter ist 
kein Kaufmann i.S. des HGB. Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen des Mieters gelten uns gegenüber nicht, auch 
wenn wir ihnen im Einzelfall nicht widersprechen.

§ 1 Angebot
Ein Angebot ist für uns unverbindlich, falls nicht etwas 
anderes vereinbart worden oder die Leistung erfolgt ist. 
Für die richtige Bestimmung der Mietsache ist allein der 
Mieter verantwortlich.

§ 2 Pflichten des Vermieters
Wir verpflichten uns ausschließlich, dem Mieter den Ge-
brauch des vermieteten Betonfördergerätes (Mietsache) 
während der Mietzeit einzuräumen. Die Mietzeit beginnt 
mit dem Eintreffen der Mietsache am Einsatzort und endet 
mit deren Abtransport; bei Meinungsverschiedenheiten 
über die Mietzeit ist die Tachoscheibe unseres Fahrzeu-
ges maßgebend. 
Wir sind bemüht, vom Mieter gewünschte oder angege-
bene Termine oder Fristen einzuhalten. Nichteinhaltung 
vereinbarter Termine oder Fristen durch uns berechtigt 
den Mieter unter den gesetzlichen Voraussetzungen zum 
Rücktritt vom Vertrag (§ 323 BGB). Soweit von uns nicht 
zu vertretende Umstände die Gewährung des Gebrauchs 
der vermieteten Sache erschweren, verzögern oder un-
möglich machen, sind wir berechtigt, die Gewährung 
des Gebrauchs um die Dauer der Behinderung hinaus-
zuschieben und im Falle der Unmöglichkeit vom Vertrag 
ganz oder teilweise zurückzutreten. 
Nicht zu vertreten haben wir z. B. behördliche Eingriffe, 
Betriebsstörungen, Streik, Aussperrung, durch politische 
oder wirtschaftliche Verhältnisse bedingte Arbeitsstörun-
gen, Ausfall von Versorgungsanlagen, Verzögerungen 
durch Verkehrsstörung und unabwendbare Ereignisse, 
die bei uns oder in fremden Betrieben eintreten, von 
denen die Gewährung des Gebrauchs der vermieteten 
Sache abhängig ist, soweit diese für uns unvorhersehbar 
und unvermeidbar sind.
Eine Haftung für den mit der vermieteten Sache geförder-
ten Beton wird von uns nicht übernommen. Wegen der 
Mängel der Mietsache stehen dem Mieter die gesetzli-
chen Ansprüche zu. Das Recht zur Minderung der Miete 
ist ausgeschlossen. 
Sonstige Schadenersatzansprüche des Mieters gegen 
uns, unsere Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen, gleich 
aus welchem Rechtsgrund, insbesondere aus Verschul-
den aus Anlass von Vertragsverhandlungen, aus Verzug, 
aus positiver Forderungsverletzung oder aus unerlaubter 
Handlung, sind ausgeschlossen, soweit der Schaden 
nicht durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verschul-
den eines gesetzlichen Vertreters oder eines Erfüllungs-
gehilfen oder durch die Verletzung einer für die Vertrags-
durchführung wesentlichen Verpflichtung verursacht ist. 
Im Übrigen ist der Schadensersatzanspruch von Kauf-
leuten i.S. der HGB auf die Höhe der Deckungssumme 
unserer Haftpflichtversicherung, deren Deckungssumme 
mindestens Euro 1,0 Mio. beträgt, beschränkt. Die Be-
schränkungen gelten nicht für den Ersatz von Körper- und 
Gesundheitsschäden sowie den Ersatz von privat genutz-
ten Sachen, deren Haftung sich aus dem Produkthaf-
tungsgesetz ergibt.

§ 3 Pflichten des Mieters
Der Mieter ist verpflichtet, den vereinbarten Mietzins zu 
zahlen, die Mietsache ordentlich zu behandeln und nach 
Gebrauch im ordnungsgemäßen Zustand zurückzugeben. 
Der Mieter hat für alle für die Inbetriebnahme und den Ge-
brauch der Mietsache erforderlichen Maßnahmen
zu treffen; er hat etwa erforderliche behördliche Geneh-
migungen für die Inbetriebnahme der Mietsache am 
Aufstellungsort, insbesondere für Straßen- und Bürger-
steigabsperrungen, rechtzeitig zu erwirken. Er hat dafür 
zu sorgen, dass das für den Transport der vermieteten 
Sache eingesetzte Fahrzeug den Aufstellungsort ohne 
jegliche Gefahr erreichen und wieder verlassen kann; 
dies setzt einen ausreichend befestigten, mit schweren 
Lastwagen ungehindert befahrbaren Anfuhrweg voraus. 
Insbesondere ist der Mieter dafür verantwortlich, dass 
die Bodenverhältnisse am Aufstellungsort sowie den Zu-
fahrtswegen dem auftretenden Bodendrücken und sonsti-
gen Beanspruchungen gewachsen sind. Ferner hat er da-
für zu sorgen, dass Bau-, Schalungs- und Gerüstteile der 
Dauerbelastung des Fördervorganges standhalten. Sind 
diese Voraussetzungen nicht gegeben, so haftet der Mie-
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ter für alle daraus entstehenden Schäden ohne Rücksicht
auf sein Verschulden. Der Standort der Betonpumpe so-
wie die Ein baufläche muss vom Mieter so abgesichert 
sein, dass Dritte nicht durch Betonspritzer, Eisbildung 
oder -ähnliches geschädigt werden können. 
Der Mieter hat für uns kostenlos einen Wasseranschluss 
am Aufstellungsort bereitzuhalten, der eine Wasserent-
nahme in einem für Betrieb und Reinigung von Pumpe 
und Rohrleitungen erforderlichen Umfang ermöglicht, 
er hat ferner das erforderliche Personal bereitzuhalten, 
das für den nach Anleitung durch unseren Beauftragten 
durchzuführenden Auf- und Abbau der vermieteten Sache 
ausreicht. Außerdem hat er in ausreichendem Umfang 
Mittel für das Schmieren der Rohrleitungen und einen 
Platz zum Reinigen von Fördergeräten und Fahrzeugen 
sowie zum Ablegen von Betonresten auf oder an der Bau-
stelle bereitzustellen. 
Für die Beseitigung der durch den Arbeitsablauf verur-
sachten Verschmutzungen, insbesondere von Straßen, 
Bürgersteigen, Gebäudeteile und Kanalisation, ist aus-
schließlich der Mieter verantwortlich. 
Der Mieter hat dafür einzustehen, dass der Beton zur För-
derung mit der vermieteten Sache geeignet ist. Er haftet 
auch für die Folgen unrichtiger und/oder unvollständiger 
Angaben bei Abruf. 
Unterbleibt die von uns geschuldete Leistung infolge ei-
nes Umstands, den der Mieter zu vertreten hat, so hat 
dieser uns so zu stellen, wie wir bei ordnungsgemäßer 
Erfüllung des Mietvertrages gestanden hätten.

§ 4 Sicherungsrechte
Der Mieter tritt uns zur Sicherung der Erfüllung sämtlicher
Forderungen, die wir gegen ihn, gleichgültig aus welchem 
Rechtsgrund haben, schon jetzt alle seine auch künftig 
entstehenden Forderungen aus dem Bauvertrag, bei des-
sen Ausführung die Mietsache eingesetzt wird, mit allen 
Nebenrechten in Höhe des „Wertes unserer Leistung“ mit 
Rang vor dem restlichen Teil der Forderungen ab. Wir 
nehmen die Abtretungserklärung des Mieters hiermit an. 
Auf unser Verlangen hat uns der Mieter diese Forderun-
gen im einzelnen nachzuweisen und seinem Vertrags-
partner die Abtretung mit der Aufforderung bekannt zu 
geben, bis zur Höhe der in Abs. 1 erläuterten Ansprüche 
an uns zu zahlen. 
Wir sind berechtigt, jederzeit auch selbst den Vertrags-
partner des Mieters von der Abtretung zu benachrichtigen 
und die Forderungen einzuziehen. Wir werden indessen 
von diesen Befugnissen keinen Gebrauch machen und 
die Forderungen nicht einziehen, solange der Mieter 
seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nach-
kommt. 
Für den Fall, dass der Mieter an uns abgetretene Forde-
rungsteile einzieht, tritt er uns bereits jetzt seine jeweilige 
Restforderung in Höhe dieser Forderungsteile ab. Der An-
spruch auf Herausgabe der eingezogenen Beträge bleibt 
unberührt. Der Mieter darf seine Forderungen gegen sei-
nen Auftraggeber weder an Dritte abtreten noch verpfän-
den noch mit diesem ein Abtretungsverbot vereinbaren.
Bei laufender Rechnung gelten unsere Sicherungen als 
Sicherung der Erfüllung unserer Saldoforderung. Der Mie-
ter hat uns von einer Pfändung oder jeder anderen Be-
einträchtigung unserer Rechte durch Dritte unverzüglich 
zu benachrichtigen. Er hat uns alle für eine Intervention 
notwendigen Unterlagen zu übergeben und uns zur Last 
fallende Interventionskosten zu tragen.
Der „Wert unserer Leistung“ entspricht dem in der Rech-
nung ausgewiesenen Mietzins zuzüglich 20 %. Auf Ver-
langen des Mieters werden wir die uns zustehenden 
Sicherungen insoweit freigeben, als deren Wert unsere 
gesamten Forderungen nach Abs. 1 um 20 % übersteigt.

§ 5 Mietzins und Zahlungsbedingungen
Erhöhen sich zwischen Abgabe des Angebots oder 
Annahme des Auftrags und seiner Ausführung unsere 
Selbstkosten, insbesondere für Personal und Betriebs-
stoffe, so sind wir ohne Rücksicht auf Angebot und Auf-
tragsbestätigung berechtigt, den Mietzins entsprechend
zu berichtigen; dies gilt nicht für die Vermietung an ei-
nen anderen als einen Unternehmer, die innerhalb von 4 
Monaten nach Vertragsabschluss außerhalb von Dauer-
schuldverhältnissen erbracht werden soll.
Zuschläge für das Zurverfügungstellen der Mietsache 
außerhalb der normalen Geschäftszeit und/oder in der 
kalten Jahreszeit werden individuell anlässlich der Ab-
sprache des Mietzinses vereinbart.
Grundsätzlich sind unsere Rechnungen sofort nach Erhalt 
ohne jeden Abzug zu bezahlen. Ausnahmen bedürfen
schriftlicher Vereinbarung. Wenn nach dem Abschluss 

des Vertrages in den Vermögensverhältnissen des ande-
ren Teils eine wesentliche Verschlechterung eintritt, durch 
die der Anspruch auf die Gegenleistung gefährdet wird, 
z. B. der Mieter seine Zahlungen einstellt, überschuldet 
ist, über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet 
oder die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt wird, so können wir die uns obliegende 
Leistung verweigern, bis die Gegenleistung bewirkt oder 
Sicherheit für sie geleistet wird.
Ist der Mieter Unternehmer, so beeinflussen seine Män-
gelrügen weder Zahlungspflicht noch Fälligkeit und ver-
zichtet er darauf, irgendein Zurückbehaltungsrecht gel-
tend zu machen.
Wechsel und Schecks werden nur nach Maßgabe be-
sonderer vorheriger Vereinbarung entgegengenommen. 
Gerät der Mieter mit der Zahlung in Verzug, so beanspru-
chen wir Verzugszinsen sowie Ersatz unseres sonstigen 
Verzugsschadens. 
Die Aufrechnung durch den Mieter mit Gegenansprüchen 
gleich welcher Art ist ausgeschlossen, es sei denn, dass 
der zur Aufrechnung gestellte Gegenanspruch von uns 
nicht bestritten oder rechtskräftig festgestellt ist. Einem 
Unternehmer gegenüber sind wir berechtigt, schon jetzt 
auch bei unterschiedlicher Fälligkeit gegen solche Ansprü-
che aufzurechnen, die er gegen unserer Mutter-, Tochter-, 
Schwester- oder sonst verbundenen Gesellschaften hat. 
Ist der Mieter Unternehmer und reicht seine Erfüllungs-
leistung nicht aus, um unsere sämtlichen Forderungen 
zu tilgen, so bestimmen wir - auch bei deren Einstellung 
in laufende Rechnung -, auf welche Schuld die Leistung 
angerechnet wird. 
Hat uns der Kunde eine Lastschriftermächtigung im Abbu-
chungsauftrags- oder Einzugsermächtigungsverfahren er-
teilt, erfolgt ab dem 01.02.2014, spätestens aber ab dem 
01.08.2014, der Einzug im SEPALastschriftverfahren.
Ist unser Kunde kein Verbraucher, gelten in Abweichung 
von der SEPA-Verordnung folgende verkürzte Vorabinfor-
mationsfristen, auch wenn statt unseres Kunden ein Drit-
ter zur Zahlung verpflichtet ist: 

Erst- und einmalige Basislastschrift: 
Fälligkeitstag abzgl. 5 Werktage 

Wiederkehrende Basislastschrift sowie erst- und wieder-
kehrende Firmenlastschrift: 
Fälligkeitstag abzgl. 1 Werktag

§ 6 Erfüllungsort und Gerichtsstand
Erfüllungsort für die Gewährleistung des Gebrauchs der 
vermieteten Sache ist deren Aufstellungsort, für die Zah-
lung des Mietzinses der Sitz unserer Verwaltung. 
Gerichtsstand für alle aus dem Vertragsverhältnis sowie 
über sein Entstehen und seine Wirksamkeit entspringen-
den Rechtsstreitigkeiten mit Kaufleuten ist der Sitz der 
Gesellschaft, nach unserer Wahl auch der Sitz unserer 
zuständigen Niederlassung.

Stand: 02/2017



VOB Teil B Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleis-
tungen* Ausgabe 2016

§ 1 Art und Umfang der Leistung
1. Die auszuführende Leistung wird nach Art und Umfang durch den Vertrag be-
stimmt. Als Bestandteil des Vertrags gelten auch die Allgemeinen Technischen Ver-
tragsbedingungen für Bauleistungen (VPB/C).
2. Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander:
1) die Leistungsbeschreibung,
2) die Besonderen Vertragsbedingungen,
3) etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen,
4) etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen,
5) die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen,
6) die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen.
3. Änderungen des Bauentwurfs anzuordnen, bleibt dem Auftraggeber vorbehalten.
4. Nicht vereinbarte Leistungen, die zur Ausführung der vertraglichen Leistung er-
forderlich werden, hat der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers mit aus-
zuführen, außer wenn sein Betrieb auf derartige Leistungen nicht eingerichtet ist. 
Andere Leistungen können dem Auftragnehmer nur mit seiner Zustimmung übertra-
gen werden.

§ 2 Vergütung
(1) Durch die vereinbarten Preise werden alle Leistungen abgegolten, die nach der 
Leistungsbeschreibung, den Besonderen Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen 
Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen Technischen  Vertragsbedingungen, den 
Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen und der gewerbli-
chen Verkehrssitte zur vertraglichen Leistung gehören.
(2) Die Vergütung wird nach den vertraglichen Einheitspreisen und den tatsächlich 
ausgeführten Leistungen berechnet, wenn keine andere Berechnungsart (z.B. durch 
Pauschalsumme, nach Stundenlohnsätzen, nach  Selbstkosten) vereinbart ist.
(3) 1. Weicht die ausgeführte Menge der unter einem Einheitspreis erfassten Leis-
tung oder Teilleistung um nicht mehr als 10 v. H. von dem im Vertrag vorgesehenen 
Umfang ab, so gilt der vertragliche Einheitspreis.
2. Für die  über 10 v. H. hinausgehende Überschreitung des Mengenansatzes ist auf 
Verlangen ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten zu 
vereinbaren.
3. Bei einer über 10 v. H. hinausgehenden Unterschreitung des Mengenansatzes 
ist auf Verlangen der Einheitspreis für die tatsächlich ausgeführte Menge der Leis-
tung oder Teilleistung zu erhöhen, soweit der Auftragnehmer  nicht durch Erhöhung 
der Mengen bei anderen Ordnungszahlen (Positionen) oder in anderer Weise ei-
nen Ausgleich erhält. Die Erhöhung des Einheitspreises soll im Wesentlichen dem 
Mehrbetrag entsprechen, der sich durch  Verteilung der Baustelleneinrichtungs- und 
Baustellengemeinkosten und der Allgemeinen Geschäftskosten auf die verringerte 
Menge ergibt. Die Umsatzsteuer wird entsprechend dem neuen Preis vergütet.
4. Sind von der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder Teilleistung andere 
Leistungen abhängig, für die eine Pauschalsumme vereinbart ist, so kann mit der Än-
derung des Einheitspreises auch eine angemessene  Änderung der Pauschalsumme 
gefordert werden.
(4) Werden im Vertrag ausbedungene Leistungen des Auftragnehmers vom Auftrag-
geber selbst übernommen (z.B. Lieferung von Bau-, Bauhilfs- und Betriebsstoffen), 
so gilt, wenn nichts anderes vereinbart wird, § 8 Absatz 1  Nummer 2 entsprechend.
(5) Werden durch Änderung des Bauentwurfs oder andere Anordnungen des Auf-
traggebers die Grundlagen des Preises für eine im Vertrag vorgesehene Leistung 
geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichtigung der  Mehr- oder Minderkosten 
zu vereinbaren. Die Vereinbarung soll vor der Ausführung getroffen werden.
(6) 1. Wird eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung gefordert, so hat der Auf-
tragnehmer Anspruch auf besondere Vergütung. Er muss jedoch den Anspruch dem 
Auftrag-geber ankündigen, bevor er mit der Ausführung der Leistung beginnt.
2. Die Vergütung bestimmt sich nach den Grundlagen der Preisermittlung für die 
vertragliche Leistung und den besonderen Kosten der geforderten Leistung. Sie ist 
möglichst vor Beginn der Ausführung zu vereinbaren.
(7) 1. Ist als Vergütung der Leistung eine Pauschalsumme vereinbart, so bleibt die 
Vergütung unverändert. Weicht jedoch die ausgeführte Leistung von der vertraglich 
vorgesehenen Leistung so erheblich ab, dass ein  Festhalten an der Pauschalsumme 
nicht zumutbar ist (§ 313 BGB), so ist auf Verlangen ein Ausgleich unter Berücksichti-
gung der Mehr- oder Minderkosten zu gewähren. Für die Bemessung des Ausgleichs 
ist von den  Grundlagen der Preisermittlung auszugehen.
2. Die Regelungen der Absätze 4, 5 und 6 gelten auch bei Vereinbarung einer Pau-
schalsumme.
3. Wenn nichts anderes vereinbart ist, gelten die Nummern 1 und 2 auch für Pau-
schalsummen, die für Teile der Leistung vereinbart sind; Absatz 3 Nummer 4 bleibt 
unberührt.
(8) 1. Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger 
Abweichung vom Auftrag ausführt, werden nicht vergütet. Der Auftragnehmer hat sie 
auf Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen; sonst kann es auf 
seine Kosten geschehen. Er haftet außerdem für andere Schäden, die dem Auftrag-
geber hieraus entstehen.
2. Eine Vergütung steht dem Auftragnehmer jedoch zu, wenn der Auftraggeber sol-
che Leistungen nachträglich anerkennt. Eine Vergütung steht ihm auch zu, wenn die 
Leistungen für die Erfüllung des Vertrags notwendig  waren, dem mutmaßlichen Wil-
len des Auftraggebers entsprachen und ihm unverzüglich angezeigt wurden. Soweit 
dem Auftragnehmer eine Vergütung zusteht, gelten die Berechnungsgrundlagen für 
geänderte oder zusätzliche Leistungen der Absätze 5 oder 6 entsprechend.
3. Die Vorschriften des BGB über die Geschäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) 
bleiben unberührt.
(9) 1. Verlangt der Auftraggeber Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterla-
gen, die der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen Vertrags-
bedingungen oder der gewerblichen Verkehrssitte, nicht zu beschaffen hat, so hat er 
sie zu vergüten.
2. Lässt er vom Auftragnehmer nicht aufgestellte technische Berechnungen durch 
den Auftragnehmer nachprüfen, so hat er die Kosten zu tragen.
(10) Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, wenn sie als solche vor ihrem Beginn 
ausdrücklich vereinbart worden sind (§ 15).

§ 3 Ausführungsunterlagen
(1) Die für die Ausführung nötigen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich 
und rechtzeitig zu übergeben.
(2) Das Abstecken der Hauptachsen der baulichen Anlagen, ebenso der Grenzen 
des Geländes, das dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellt wird, und das Schaffen 
der notwendigen Höhenfestpunkte in unmittelbarer Nähe der baulichen Anlagen sind 
Sache des Auftraggebers.
(3) Die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Geländeaufnahmen und Abste-
ckungen und die übrigen für die Ausführung übergebenen Unterlagen sind für den 
Auftragnehmer maßgebend. Jedoch hat er sie, soweit es zur ordnungsgemäßen Ver-
tragserfüllung gehört, auf etwaige Unstimmigkeiten zu überprüfen und den Auftrag-
geber auf entdeckte oder vermutete Mängel hinzuweisen.
(4) Vor Beginn der Arbeiten ist, soweit notwendig, der Zustand der Straßen und Ge-
ländeoberfläche, der Vorfluter und Vorflutleitungen, ferner der baulichen Anlagen im 
Baubereich in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Auftraggeber und Auftragneh-
mer anzuerkennen ist.
(5) Zeichnungen, Berechnungen, Nachprüfungen von Berechnungen oder andere 
Unterlagen, die der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen 
Vertragsbedingungen, oder der gewerblichen Verkehrssitte oder auf besonderes Ver-
langen des Auftraggebers (§ 2 Absatz 9) zu beschaffen hat, sind dem Auftraggeber 
nach Aufforderung rechtzeitig vorzulegen.
(6) 1. Die in Absatz 5 genannten Unterlagen dürfen ohne Genehmigung ihres Ur-
hebers nicht veröffentlicht, vervielfältigt, geändert oder für einen anderen als den 
vereinbarten Zweck benutzt werden.
2. An DV-Programmen hat der Auftraggeber das Recht zur Nutzung mit den verein-
barten Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf den festgelegten Geräten. 
Der Auftraggeber darf zum Zwecke der Datensicherung  zwei Kopien herstellen. Die-
se müssen alle Identifikationsmerkmale enthalten. Der Verbleib der Kopien ist auf 
Verlangen nachzuweisen.
3. Der Auftragnehmer bleibt unbeschadet des Nutzungsrechts des Auftraggebers zur 
Nutzung der Unterlagen und der DV-Programme berechtigt.

§ 4 Ausführung
(1) 1.Der Auftraggeber hat für die Aufrechterhaltung der allgemeinen Ordnung auf der 
Baustelle zu sorgen und das Zusammenwirken der verschiedenen Unternehmer zu 
regeln. Er hat die erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen und Erlaub-
nisse - z.B. nach dem Baurecht, dem Straßenverkehrsrecht, dem Wasserrecht, dem 
Gewerberecht - herbeizuführen.
2. Der Auftraggeber hat das Recht, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung 
zu überwachen. Hierzu hat er Zutritt zu den Arbeitsplätzen, Werkstätten und Lager-
räumen, wo die vertragliche Leistung oder Teile von ihr  hergestellt oder die hierfür 
bestimmten Stoffe und Bauteile gelagert werden. Auf Verlangen sind ihm die Werk-
zeichnungen oder andere Ausführungsunterlagen sowie die Ergebnisse von Güte-
prüfungen zur Einsicht vorzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, wenn 
hierdurch keine Geschäftsgeheimnisse preisgegeben werden. Als Geschäftsgeheim-
nis bezeichnete Auskünfte und Unterlagen hat er vertraulich zu behandeln.
3. Der Auftraggeber ist befugt, unter Wahrung der dem Auftragnehmer zustehenden 
Leitung (Absatz 2) Anordnungen zu treffen, die zur vertragsgemäßen Ausführung der 
Leistung notwendig sind. Die Anordnungen sind grundsätzlich nur dem Auftragneh-
mer oder seinem für die Leitung der Ausführung bestellten Vertreter zu erteilen, außer 
wenn Gefahr im Verzug ist. Dem Auftraggeber ist mitzuteilen, wer jeweils als Vertreter 
des Auftragnehmers für die Leitung der Ausführung bestellt ist.
4. Hält der Auftragnehmer die Anordnungen des Auftraggebers für unberechtigt oder 
unzweckmäßig, so hat er seine Bedenken geltend zu machen, die Anordnungen je-
doch auf Verlangen auszuführen, wenn nicht gesetzliche oder behördliche Bestim-
mungen entgegenstehen. Wenn dadurch eine ungerechtfertigte Erschwerung verur-
sacht wird, hat der Auftraggeber die Mehrkosten zu tragen.
(2) 1. Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem 
Vertrag auszuführen. Dabei hat er die anerkannten Regeln der Technik und die ge-
setzlichen und behördlichen Bestimmungen zu beachten. Es ist seine Sache, die 
Ausführung seiner vertraglichen Leistung zu leiten und für Ordnung auf seiner Ar-
beitsstelle zu sorgen.
2. Er ist für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und berufsgenossenschaft-
lichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein verantwortlich. Es ist 
ausschließlich seine Aufgabe, die Vereinbarungen und  Maßnahmen zu treffen, die 
sein Verhältnis zu den Arbeitnehmern regeln.
(3) Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die vorgesehene Art der Ausführung 
(auch wegen der Sicherung gegen Unfallgefahren), egen die Güte der vom Auftrag-
geber gelieferten Stoffe oder Bauteile oder gegen die Leistungen anderer Unterneh-
mer, so hat er sie dem Auftraggeber unverzüglich - möglichst schon vor Beginn der 
Arbeiten - schriftlich mitzuteilen; der Auftraggeber bleibt jedoch für seine Angaben, 
Anordnungen oder  Lieferungen verantwortlich.
(4) Der Auftraggeber hat, wenn nichts anderes vereinbart ist, dem Auftragnehmer 
unentgeltlich zur Benutzung oder Mitbenutzung zu überlassen:
1. die notwendigen Lager- und Arbeitsplätze auf der Baustelle,
2. vorhandene Zufahrtswege und Anschlussgleise,
3. vorhandene Anschlüsse für Wasser und Energie. Die Kosten für den Verbrauch 
und den Messer oder Zähler trägt der Auftragnehmer, mehrere Auftragnehmer tragen 
sie anteilig.
(5) Der Auftragnehmer hat die von ihm ausgeführten Leistungen und die ihm für die 
Ausführung übergebenen Gegen-stände bis zur Abnahme vor Beschädigung und 
Diebstahl zu schützen. Auf Verlangen des Auftraggebers hat  er sie vor Winterschä-
den und Grundwasser zu schützen, ferner Schnee und Eis zu beseitigen. Obliegt 
ihm die Verpflichtung nach Satz 2 nicht schon nach dem Vertrag, so regelt sich die 
Vergütung nach § 2 Absatz 6.
(6) Stoffe oder Bauteile, die dem Vertrag oder den Proben nicht entsprechen, sind 
auf Anordnung des Auftraggebers innerhalb einer von ihm bestimmten Frist von der 
Baustelle zu entfernen. Geschieht es nicht, so können sie  auf Kosten des Auftrag-
nehmers entfernt oder für seine Rechnung veräußert werden.
(7) Leistungen, die schon während der Ausführung als mangelhaft oder vertrags-
widrig erkannt werden, hat der Auftragnehmer auf eigene Kosten durch mangelfreie 
zu ersetzen. Hat der Auftragnehmer den Mangel oder die Vertragswidrigkeit zu ver-
treten, so hat er auch den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Kommt der 



Auftragnehmer der Pflicht zur Beseitigung des Mangels nicht nach, so kann ihm der 
Auftraggeber eine angemessene  Frist zur Beseitigung des Mangels setzen und er-
klären, dass er ihm nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag kündigen werde 
(§ 8 Absatz 3).
(8) 1. Der Auftragnehmer hat die Leistung im eigenen Betrieb auszuführen. Mit 
schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers darf er sie an Nachunternehmer über-
tragen. Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des 
Auftragnehmers nicht eingerichtet ist. Erbringt der Auftragnehmer ohne schriftliche 
Zustimmung des Auftraggebers Leistungen nicht im eigenen Betrieb, obwohl sein 
Betrieb darauf eingerichtet ist, kann der Auftraggeber ihm eine angemessene Frist 
zur Aufnahme der Leistung im eigenen Betrieb setzen und erklären, dass er ihm nach 
fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag kündigen werde (§ 8 Absatz 3).
2. Der Auftragnehmer hat bei der Weitervergabe von Bauleistungen an Nachunter-
nehmer die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teile B und C zugrunde 
zu legen.
3. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber die Nachunternehmer und deren 
Nachunternehmer ohne Aufforderung spätestens bis zum Leistungsbeginn des 
Nachunternehmers mit Namen, gesetzlichen Vertretern und Kontaktdaten bekannt 
zu geben. Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Auftragnehmer für seine Nachun-
ternehmer Erklärungen und Nachweise zur Eignung vorzulegen.
(9) Werden bei Ausführung der Leistung auf einem Grundstück Gegenstände von 
Altertums-, Kunst- oder wissenschaftlichem Wert entdeckt, so hat der Auftragnehmer 
vor jedem weiteren Aufdecken oder Ändern dem  Auftraggeber den Fund anzuzeigen 
und ihm die Gegenstände nach näherer Weisung abzuliefern. Die Vergütung etwa-
iger Mehrkosten regelt sich nach § 2 Absatz 6. Die Rechte des Entdeckers (§ 984 
BGB) hat der Auftraggeber.
(10) Der Zustand von Teilen der Leistung ist auf Verlangen gemeinsam von Auftrag-
geber und Auftragnehmer festzustellen, wenn diese Teile der Leistung durch die wei-
tere Ausführung der Prüfung und Feststellung entzogen werden. Das Ergebnis ist 
schriftlich niederzulegen.

§ 5 Ausführungsfristen
(1) Die Ausführung ist nach den verbindlichen Fristen (Vertragsfristen) zu beginnen, 
angemessen zu fördern und zu vollenden. In einem Bauzeitenplan enthaltene Ein-
zelfristen gelten nur dann als Vertragsfristen, wenn dies im Vertrag ausdrücklich ver-
einbart ist.
(2) Ist für den Beginn der Ausführung keine Frist vereinbart, so hat der Auftraggeber 
dem Auftragnehmer auf Verlangen Auskunft über den voraussichtlichen Beginn zu 
erteilen. Der Auftragnehmer hat innerhalb von 12 Werktagen nach Aufforderung zu 
beginnen. Der Beginn der Ausführung ist dem Auftraggeber anzuzeigen.
(3) Wenn Arbeitskräfte, Geräte, Gerüste, Stoffe oder Bauteile so unzureichend sind, 
dass die Ausführungsfristen offenbar nicht eingehalten werden können, muss der 
Auftragnehmer auf Verlangen unverzüglich Abhilfe schaffen.
(4) Verzögert der Auftragnehmer den Beginn der Ausführung, gerät er mit der Vollen-
dung in Verzug oder kommt er der in Absatz 3 erwähnten Verpflichtung nicht nach, so 
kann der Auftraggeber bei Aufrechterhaltung des Vertrages Schadensersatz nach § 6 
Absatz 6 verlangen oder dem Auftragnehmer eine angemessene Frist zur Vertrags-
erfüllung setzen und erklären, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag 
kündigen werde (§ 8  Absatz 3).

§ 6 Behinderung und Unterbrechung der Ausführung
(1) Glaubt sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leis-
tung behindert, so hat er es dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
Unterlässt er die Anzeige, so hat er nur dann Anspruch auf Berücksichtigung der 
hindernden Umstände, wenn dem Auftraggeber offenkundig die Tatsache und deren 
hindernde Wirkung bekannt waren.
(2) 1. Ausführungsfristen werden verlängert, soweit die Behinderung verursacht ist:
a) durch einen Umstand aus dem Risikobereich des Auftraggebers,
b) durch Streik oder eine von der Berufsvertretung der Arbeitgeber angeordnete Aus-
sperrung im Betrieb des Auftragnehmers oder in einem unmittelbar für ihn arbeiten-
den Betrieb,
c) durch höhere Gewalt oder andere für den Auftragnehmer unabwendbare Umstände.
2. Witterungseinflüsse während der Ausführungszeit, mit denen bei Abgabe des An-
gebots normalerweise gerechnet werden musste, gelten nicht als Behinderung.
(3) Der Auftragnehmer hat alles zu tun, was ihm billigerweise zugemutet werden 
kann, um die Weiterführung der Arbeiten zu ermöglichen. Sobald die hindernden 
Umstände wegfallen, hat er ohne weiteres und unverzüglich  die Arbeiten wieder 
aufzunehmen und den Auftraggeber davon zu benachrichtigen.
(4) Die Fristverlängerung wird berechnet nach der Dauer der Behinderung mit einem 
Zuschlag für die Wiederaufnahme der Arbeiten und die etwaige Verschiebung in eine 
ungünstigere Jahreszeit.
(5) Wird die Ausführung für voraussichtlich längere Dauer unterbrochen, ohne dass 
die Leistung dauernd unmöglich wird, so sind die ausgeführten Leistungen nach den 
Vertragspreisen abzurechnen und außerdem die Kosten  zu vergüten, die dem Auf-
tragnehmer bereits entstanden und in den Vertragspreisen des nicht ausgeführten 
Teils der Leistung enthalten sind.
(6) Sind die hindernden Umstände von einem Vertragsteil zu vertreten, so hat der an-
dere Teil Anspruch auf Ersatz des nachweislich entstandenen Schadens, des entgan-
genen Gewinns aber nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Im Übrigen bleibt der 
Anspruch des Auftragnehmers auf angemessene Entschädigung nach § 642 BGB 
unberührt, sofern die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt oder wenn Offenkundig-
keit nach Absatz 1 Satz  2 gegeben ist.
(7) Dauert eine Unterbrechung länger als 3 Monate, so kann jeder Teil nach Ablauf 
dieser Zeit den Vertrag schriftlich kündigen. Die Abrechnung regelt sich nach den 
Absätzen 5 und 6; wenn der Auftragnehmer die Unterbrechung nicht zu vertreten 
hat, sind auch die Kosten der Baustellenräumung zu vergüten, soweit sie nicht in der 
Vergütung für die bereits ausgeführten Leistungen enthalten sind.

§ 7 Verteilung der Gefahr
(1) Wird die ganz oder teilweise ausgeführte Leistung vor der Abnahme durch höhere 
Gewalt, Krieg, Aufruhr oder andere objektiv unabwendbare vom Auftragnehmer nicht 
zu vertretende Umstände beschädigt oder zerstört, so hat dieser für die ausgeführten 
Teile der Leistung die Ansprüche nach § 6 Absatz 5; für andere Schäden besteht 

keine gegenseitige Ersatzpflicht.
(2) Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören alle mit der baulichen 
Anlage unmittelbar verbundenen, in ihre Substanz eingegangenen Leistungen, unab-
hängig von deren Fertigstellungsgrad.
(3) Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören nicht die noch nicht 
eingebauten Stoffe und Bauteile sowie die Baustelleneinrichtung und Absteckungen. 
Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören ebenfalls nicht Hilfskon-
struktionen und Gerüste, auch wenn diese als besondere Leistung oder selbständig 
vergeben sind.

§ 8 Kündigung durch den Auftraggeber
(1) 1. Der Auftraggeber kann bis zur Vollendung der Leistung jederzeit den Vertrag 
kündigen.
2. Dem Auftragnehmer steht die vereinbarte Vergütung zu. Er muss sich jedoch an-
rechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrages an Kosten erspart oder 
durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft und  seines Betriebes erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterlässt (§ 649 BGB).
(2) 1. Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn der Auftragnehmer seine 
Zahlungen einstellt, von ihm oder zulässigerweise vom Auftraggeber oder einem an-
deren Gläubiger das Insolvenzverfahren (§§ 14 und 15 InsO) beziehungsweise ein 
vergleichbares gesetzliches Verfahren beantragt ist, ein solches Verfahren eröffnet 
wird oder dessen Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird.
2. Die ausgeführten Leistungen sind nach § 6 Absatz 5 abzurechnen. Der Auftragge-
ber kann Schadenersatz wegen Nichterfüllung des Restes verlangen.
(3) 1. Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn in den Fällen des § 4 Ab-
sätze 7 und 8 Nummer 1 und des § 5 Absatz 4 die gesetzte Frist fruchtlos abgelaufen 
ist. Die Kündigung kann auf einen in sich abgeschlossenen Teil der vertraglichen 
Leistung beschränkt werden.
2. Nach der Kündigung ist der Auftraggeber berechtigt, den noch nicht vollendeten 
Teil der Leistung zu Lasten des Auftragnehmers durch einen Dritten ausführen zu 
lassen, doch bleiben seine Ansprüche auf Ersatz des etwa entstehenden weiteren 
Schadens bestehen. Er ist auch berechtigt, auf die weitere Ausführung zu verzichten 
und Schadenersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn die Ausführung aus 
den Gründen, die zur Kündigung  geführt haben, für ihn kein Interesse mehr hat.
3. Für die Weiterführung der Arbeiten kann der Auftraggeber Geräte, Gerüste, auf 
der Baustelle vorhandene andere Einrichtungen und angelieferte Stoffe und Bauteile 
gegen angemessene Vergütung in Anspruch nehmen.
4. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer eine Aufstellung über die entstandenen 
Mehrkosten und über seine anderen Ansprüche spätestens binnen 12 Werktagen 
nach Abrechnung mit dem Dritten zuzusenden.
(4) Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen
1. wenn der Auftragnehmer aus Anlass der Vergabe eine Abrede getroffen hatte, die 
eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt. Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 
und Nummer 2 bis 4 gilt entsprechend.
2. Sofern dieser im Anwendungsbereich des 4. Teils des GWB geschlossen wurde,
a) wenn der Auftragnehmer wegen eines zwingenden Ausschlussgrundes zum Zeit-
punkt des Zuschlags nicht hätte beauftragt werden dürfen. Absatz 3 Nummer 1 Satz 
2 und Nummer 2 bis 4 gilt entsprechend
b) bei wesentlicher Änderung des Vertrages oder bei Feststellung einer schweren 
Verletzung der Verträge über die Europäische Union und die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union durch den Europäischen Gerichtshof. Die ausgeführten Leistungen 
sind nach § 6 Absatz 5 abzurechnen. Etwaige Schadensersatzansprüche der Partei-
en bleiben unberührt. Die Kündigung ist innerhalb von 12 Werktagen nach Bekannt-
werden des Kündigungsgrundes auszusprechen.
(5) Sofern der Auftragnehmer die Leistung, ungeachtet des Anwendungsbereichs 
des 4. Teils des GWB, ganz oder teilweise an Nachunternehmer weitervergeben hat, 
steht auch ihm das Kündigungsrecht gemäß Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe b zu, 
wenn der ihn als Auftragnehmer verpflichtende Vertrag (Hauptauftrag) gemäß Absatz 
4 Nummer 2 Buchstabe b gekündigt wurde. Entsprechendes gilt für jeden Auftrag-
geber der Nachunternehmerkette, sofern sein jeweiliger Auftraggeber den Vertrag 
gemäß Satz 1 gekündigt hat.
(6) Die Kündigung ist schriftlich zu erklären.
(7) Der Auftragnehmer kann Aufmaß und Abnahme der von ihm ausgeführten Leis-
tungen alsbald nach der Kündigung verlangen; er hat unverzüglich eine prüfbare 
Rechnung über die ausgeführten Leistungen vorzulegen.
(8) Eine wegen Verzugs verwirkte, nach Zeit bemessene Vertragsstrafe kann nur für 
die Zeit bis zum Tag der Kündigung des Vertrages gefordert werden.

§ 9 Kündigung durch den Auftragnehmer
(1) Der Auftragnehmer kann den Vertrag kündigen:
1. wenn der Auftraggeber eine ihm obliegende Handlung unterlässt und dadurch den 
Auftragnehmer außerstande setzt, die Leistung auszuführen (Annahmeverzug nach 
§§ 293 ff. BGB),
2. wenn der Auftraggeber eine fällige Zahlung nicht leistet oder sonst in Schuldner-
verzug gerät.
(2) Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie ist erst zulässig, wenn der Auftrag-
nehmer dem Auftraggeber ohne Erfolg eine angemessene Frist zur Vertragserfüllung 
gesetzt und erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag kün-
digen werde.
(3) Die bisherigen Leistungen sind nach den Vertragspreisen abzurechnen. Außer-
dem hat der Auftragnehmer Anspruch auf angemessene Entschädigung nach § 642 
BGB; etwaige weitergehende Ansprüche des Auftragnehmers bleiben unberührt.

§ 10 Haftung der Vertragsparteien
(1) Die Vertragsparteien haften einander für eigenes Verschulden sowie für das Ver-
schulden ihrer gesetzlichen Vertreter und der Personen, deren sie sich zur Erfüllung 
ihrer Verbindlichkeiten bedienen (§§ 276, 278 BGB).
(2) 1. Entsteht einem Dritten im Zusammenhang mit der Leistung ein Schaden, für 
den auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen beide Vertragsparteien haften, 
so gelten für den Ausgleich zwischen den  Vertragsparteien die allgemeinen gesetz-
lichen Bestimmungen, soweit im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist. Soweit der 
Schaden des Dritten nur die Folge einer Maßnahme ist, die der Auftraggeber in dieser 
Form angeordnet hat, trägt er den Schaden allein, wenn ihn der Auftragnehmer auf 



die mit der angeordneten Ausführung verbundene Gefahr nach § 4 Absatz 3 hinge-
wiesen hat.
2. Der Auftragnehmer trägt den Schaden allein, soweit er ihn durch Versicherung sei-
ner gesetzlichen Haftpflicht gedeckt hat oder durch eine solche zu tarifmäßigen, nicht 
auf außergewöhnliche Verhältnisse abgestellten Prämien und Prämienzuschlägen 
bei einem im Inland zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherer hätte decken 
können.
(3) Ist der Auftragnehmer einem Dritten nach §§ 823 ff. BGB zu Schadenersatz ver-
pflichtet wegen unbefugten Betretens oder Beschädigung angrenzender Grundstü-
cke, wegen Entnahme oder Auflagerung von Boden oder  anderen Gegenständen 
außerhalb der vom Auftraggeber dazu angewiesenen Flächen oder wegen der Fol-
gen eigenmächtiger Versperrung von Wegen oder Wasserläufen, so trägt er im Ver-
hältnis zum Auftraggeber den Schaden allein.
(4) Für die Verletzung gewerblicher Schutzrechte haftet im Verhältnis der Vertrags-
parteien zueinander der Auftragnehmer allein, wenn er selbst das geschützte Verfah-
ren oder die Verwendung geschützter Gegenstände angeboten oder wenn der Auf-
traggeber die Verwendung vorgeschrieben und auf das Schutzrecht hingewiesen hat.
(5) Ist eine Vertragspartei gegenüber der anderen nach den Absätzen 2, 3 oder 4 von 
der Ausgleichspflicht befreit, so gilt diese Befreiung auch zugunsten ihrer gesetzli-
chen Vertreter und Erfüllungsgehilfen, wenn sie nicht  vorsätzlich oder grob fahrlässig 
gehandelt haben.
(6) Soweit eine Vertragspartei von dem Dritten für einen Schaden in Anspruch ge-
nommen wird, den nach den Absätzen 2, 3 oder 4 die andere Vertragspartei zu 
tragen hat, kann sie verlangen, dass ihre Vertragspartei sie von der Verbindlichkeit 
gegenüber dem Dritten befreit. Sie darf den Anspruch des Dritten nicht anerkennen 
oder befriedigen, ohne der anderen Vertragspartei vorher Gelegenheit zur Äußerung 
gegeben zu haben.

§ 11 Vertragsstrafe
(1) Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 BGB.
(2) Ist die Vertragsstrafe für den Fall vereinbart, dass der Auftragnehmer nicht in der 
vorgesehenen Frist erfüllt, so wird sie fällig, wenn der Auftragnehmer in Verzug gerät.
(3) Ist die Vertragsstrafe nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktage; ist sie nach 
Wochen bemessen, so wird jeder Werktag angefangener Wochen als 1 / 6 Woche 
gerechnet.
(4) Hat der Auftraggeber die Leistung abgenommen, so kann er die Strafe nur verlan-
gen, wenn er dies bei der Abnahme vorbehalten hat.

§ 12 Abnahme
(1) Verlangt der Auftragnehmer nach der Fertigstellung – gegebenenfalls auch vor 
Ablauf der vereinbarten Ausführungsfrist - die Abnahme der Leistung, so hat sie der 
Auftraggeber binnen 12 Werktagen  durchzuführen; eine andere Frist kann vereinbart 
werden.
(2) Auf Verlangen sind in sich abgeschlossene Teile der Leistung besonders abzu-
nehmen.
(3) Wegen wesentlicher Mängel kann die Abnahme bis zur Beseitigung verweigert 
werden.
(4) 1. Eine förmliche Abnahme hat stattzufinden, wenn eine Vertragspartei es ver-
langt. Jede Partei kann auf ihre Kosten einen Sachverständigen zuziehen. Der Be-
fund ist in gemeinsamer Verhandlung  schriftlich niederzulegen. In die Niederschrift 
sind etwaige Vorbehalte wegen bekannter Mängel und wegen Vertragsstrafen auf-
zunehmen, ebenso etwaige Einwendungen des Auftragnehmers. Jede Partei erhält 
eine Ausfertigung.
2. Die förmliche Abnahme kann in Abwesenheit des Auftragnehmers stattfinden, 
wenn der Termin vereinbart war oder der Auftraggeber mit genügender Frist dazu 
eingeladen hatte. Das Ergebnis der Abnahme ist dem Auftragnehmer alsbald mit-
zuteilen.
(5) 1. Wird keine Abnahme verlangt, so gilt die Leistung als abgenommen mit Ablauf 
von 12 Werktagen nach schriftlicher Mitteilung über die Fertigstellung der Leistung.
2. Wird keine Abnahme verlangt und hat der Auftraggeber die Leistung oder einen 
Teil der Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme nach Ablauf von 6 
Werktagen nach Beginn der Benutzung  als erfolgt, wenn nichts anderes vereinbart 
ist. Die Benutzung von Teilen einer baulichen Anlage zur Weiterführung der Arbeiten 
gilt nicht als Abnahme.
3. Vorbehalte wegen bekannter Mängel oder wegen Vertragsstrafen hat der Auftrag-
geber spätestens zu den in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Zeitpunkten geltend 
zu machen.
(6) Mit der Abnahme geht die Gefahr auf den Auftraggeber über, soweit er sie nicht 
schon nach § 7 trägt.

§ 13 Mängelansprüche
(1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber seine Leistung zum Zeitpunkt der Ab-
nahme frei von Sachmängeln zu verschaffen. Die Leistung ist zur Zeit der Abnahme 
frei von Sachmängeln, wenn sie die vereinbarte Beschaffenheit hat und den aner-
kannten Regeln der Technik entspricht. Ist die Beschaffenheit nicht vereinbart, so ist 
die Leistung zur Zeit der Abnahme frei von Sachmängeln,
1. wenn sie sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst
2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei 
Werken der gleichen Art üblich ist und die der Auftraggeber nach der Art der Leistung 
erwarten kann.
(2) Bei Leistungen nach Probe gelten die Eigenschaften der Probe als vereinbarte 
Beschaffenheit, soweit nicht Abweichungen nach der Verkehrssitte als bedeutungs-
los anzusehen sind. Dies gilt auch für Proben, die erst nach Vertragsabschluss als 
solche anerkannt sind.
(3) Ist ein Mangel zurückzuführen auf die Leistungsbeschreibung oder auf Anordnun-
gen des Auftraggebers, auf die von diesem gelieferten oder vorgeschriebenen Stoffe 
oder Bauteile oder die  Beschaffenheit der Vorleistung eines anderen Unternehmens, 
haftet der Auftragnehmer, es sei denn, er hat die ihm nach § 4 Absatz 3 obliegende 
Mitteilung gemacht.
(4) 1. Ist für Mängelansprüche keine Verjährungsfrist im Vertrag vereinbart, so beträgt 
sie für Bauwerke 4 Jahre, für andere Werke, deren Erfolg in der Herstellung, War-
tung oder Veränderung einer Sache  besteht, und für die vom Feuer berührten Teile 
von Feuerungsanlagen 2 Jahre. Abweichend von Satz 1 beträgt die Verjährungsfrist 

für feuerberührte und abgasdämmende Teile von industriellen  Feuerungsanlagen 
1 Jahr.
2. Ist für Teile von maschinellen und elektrotechnischen/elektronischen Anlagen, 
bei denen die Wartung Einfluss auf die Sicherheit und Funktionsfähigkeit hat, nichts 
anderes vereinbart, beträgt für diese Anlagenteile die Verjährungsfrist für Män-
gelansprüche abweichend von Nummer 1 zwei Jahre, wenn der Auftraggeber sich 
dafür entschieden hat, dem Auftragnehmer die Wartung für die Dauer der Verjäh-
rungsfrist nicht zu übertragen; dies gilt auch, wenn für weitere Leistungen eine ande-
re Verjährungsfrist vereinbart ist.
3. Die Frist beginnt mit der Abnahme der gesamten Leistung; nur für in sich abge-
schlossene Teile der Leistung beginnt sie mit der Teilabnahme (§ 12 Absatz 2).
(5) 1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle während der Verjährungsfrist hervortre-
tenden Mängel, die auf vertragswidrige Leistung zurückzuführen sind, auf seine Kos-
ten zu beseitigen, wenn es der Auftraggeber vor Ablauf der Frist schriftlich verlangt. 
Der Anspruch auf Beseitigung der gerügten Mängel verjährt in 2 Jahren, gerechnet 
vom Zugang des schriftlichen Verlangens an, jedoch nicht vor Ablauf  der Regelfris-
ten nach Absatz 4 oder der an ihrer Stelle vereinbarten Frist. Nach Abnahme der 
Mängelbeseitigungsleistung beginnt für diese Leistung eine Verjährungsfrist von 2 
Jahren neu, die jedoch nicht vor Ablauf der Regelfristen nach Absatz 4 oder der an 
ihrer Stelle vereinbarten Frist endet.
2. Kommt der Auftragnehmer der Aufforderung zur Mängelbeseitigung in einer vom 
Auftraggeber gesetzten angemessenen Frist nicht nach, so kann der Auftraggeber 
die Mängel auf Kosten des Auftragnehmers beseitigen lassen.
(6) Ist die Beseitigung des Mangels für den Auftraggeber unzumutbar oder ist sie 
unmöglich oder würde sie einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern und 
wird sie deshalb vom Auftragnehmer verweigert, so kann der Auftraggeber durch Er-
klärung gegenüber dem Auftragnehmer die Vergütung mindern (§ 638 BGB).
(7) 1. Der Auftragnehmer haftet bei schuldhaft verursachten Mängeln für Schäden 
aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.
2. Bei vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Mängeln haftet er für alle Schäden.
3. Im Übrigen ist dem Auftraggeber der Schaden an der baulichen Anlage zu erset-
zen, zu deren Herstellung, Instandhaltung oder Änderung die Leistung dient, wenn 
ein wesentlicher Mangel vorliegt, der die  Gebrauchsfähigkeit erheblich beeinträchtigt 
und auf ein Verschulden des Auftragnehmers zurückzuführen ist. Einen darüber hin-
ausgehenden Schaden hat der Auftragnehmer nur dann zu ersetzen,
a) wenn der Mangel auf einem Verstoß gegen die anerkannten Regeln der Technik 
beruht,
b) wenn der Mangel in dem Fehlen einer vertraglich vereinbarten Beschaffenheit be-
steht oder
c) soweit der Auftragnehmer den Schaden durch Versicherung seiner gesetzlichen 
Haftpflicht gedeckt hat oder durch eine solche zu tarifmäßigen, nicht auf außerge-
wöhnliche Verhältnisse abgestellten Prämien und Prämienzuschlägen bei einem im 
Inland zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherer hätte decken können.
4. Abweichend von Absatz 4 gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen, soweit sich 
der Auftragnehmer nach Nummer 3 durch Versicherung geschützt hat oder hätte 
schützen können oder soweit ein besonderer Versicherungsschutz vereinbart ist.
5. Eine Einschränkung oder Erweiterung der Haftung kann in begründeten Sonder-
fällen vereinbart werden.

§ 14 Abrechnung
(1) Der Auftragnehmer hat seine Leistungen prüfbar abzurechnen. Er hat die Rech-
nungen übersichtlich aufzustellen und dabei die Reihenfolge der Posten einzuhalten 
und die in den Vertragsbestandteilen  enthaltenen Bezeichnungen zu verwenden. Die 
zum Nachweis von Art und Umfang der Leistung erforderlichen Mengenberechnun-
gen, Zeichnungen und andere Belege sind beizufügen. Änderungen und Ergänzun-
gen des Vertrages sind in der Rechnung besonders kenntlich zu machen; sie sind auf 
Verlangen getrennt abzurechnen. 
(2) Die für die Abrechnung notwendigen Feststellungen sind dem Fortgang der Leis-
tung entsprechend möglichst gemeinsam vorzunehmen. Die Abrechnungsbestim-
mungen in den Technischen Vertragsbedingungen und den anderen Vertragsunterla-
gen sind zu beachten. Für Leistungen, die bei Weiterführung der Arbeiten nur schwer 
feststellbar sind, hat der Auftragnehmer rechtzeitig gemeinsame Feststellungen zu 
beantragen.
(3) Die Schlussrechnung muss bei Leistungen mit einer vertraglichen Ausführungs-
frist von höchstens 3 Monaten spätestens 12 Werktage nach Fertigstellung einge-
reicht werden, wenn nichts anderes vereinbart ist; diese Frist wird um je 6 Werktage 
für je weitere 3 Monate Ausführungsfrist verlängert.
(4) Reicht der Auftragnehmer eine prüfbare Rechnung nicht ein, obwohl ihm der Auf-
traggeber dafür eine angemessene Frist gesetzt hat, so kann sie der Auftraggeber 
selbst auf Kosten des Auftragnehmers aufstellen.

§ 15 Stundenlohnarbeiten
(1) 1. Stundenlohnarbeiten werden nach den vertraglichen Vereinbarungen abge-
rechnet.
2. Soweit für die Vergütung keine Vereinbarungen getroffen worden sind, gilt die orts-
übliche Vergütung. Ist diese nicht zu ermitteln, so werden die Aufwendungen des Auf-
tragnehmers für Lohn- und Gehaltskosten der Baustelle, Lohn- und Gehaltsneben-
kosten der Baustelle, Stoffkosten der Baustelle, Kosten der Einrichtungen, Geräte, 
Maschinen und maschinellen Anlagen der Baustelle, Fracht-, Fuhr-  und Ladekosten, 
Sozialkassenbeiträge und Sonderkosten, die bei wirtschaftlicher Betriebsführung ent-
stehen, mit angemessenen Zuschlägen für Gemeinkosten und Gewinn (einschließ-
lich allgemeinem Unternehmerwagnis) zuzüglich Umsatzsteuer vergütet.
(2) Verlangt der Auftraggeber, dass die Stundenlohnarbeiten durch einen Polier oder 
eine andere Aufsichtsperson beaufsichtigt werden, oder ist die Aufsicht nach den ein-
schlägigen Unfallverhütungsvorschriften notwendig, so gilt Absatz 1 entsprechend.
(3) Dem Auftraggeber ist die Ausführung von Stundenlohnarbeiten vor Beginn anzu-
zeigen. Über die geleisteten Arbeitsstunden und den dabei erforderlichen, besonders 
zu vergütenden Aufwand für den Verbrauch von Stoffen, für Vorhaltung von Einrich-
tungen, Geräten, Maschinen und maschinellen Anlagen, für Frachten, Fuhr- und La-
deleistungen sowie etwaige Sonderkosten sind, wenn nichts anderes  vereinbart ist, 
je nach der Verkehrssitte werktäglich oder wöchentlich Listen (Stundenlohnzettel) 
einzureichen. Der Auftraggeber hat die von ihm bescheinigten Stundenlohnzettel 
unverzüglich, spätestens  jedoch innerhalb von 6 Werktagen nach Zugang, zurück-



zugeben. Dabei kann er Einwendungen auf den Stundenlohnzettel oder gesondert 
schriftlich erheben. Nicht fristgemäß zurückgegebene Stundenlohnzettel gelten als 
anerkannt.
(4) Stundenlohnrechnungen sind alsbald nach Abschluss der Stundenlohnarbeiten, 
längstens jedoch in Abständen von 4 Wochen, einzureichen. Für die Zahlung gilt § 16.
(5) Wenn Stundenlohnarbeiten zwar vereinbart waren, über den Umfang der Stun-
denlohnleistungen aber mangels rechtzeitiger Vorlage der Stundenlohnzettel Zweifel 
bestehen, so kann der Auftraggeber verlangen, dass für die nachweisbar ausge-
führten Leistungen eine Vergütung vereinbart wird, die nach Maßgabe von Absatz 1 
Nummer 2 für einen wirtschaftlich vertretbaren Aufwand an Arbeitszeit und Verbrauch 
von Stoffen, für Vorhaltung von Einrichtungen, Geräten, Maschinen und maschinel-
len Anlagen, für Frachten, Fuhr- und Ladeleistungen sowie etwaige Sonderkosten 
ermittelt wird.

§ 16 Zahlung
(1) 1. Abschlagszahlungen sind auf Antrag in möglichst kurzen Zeitabständen oder 
zu den vereinbarten Zeitpunkten zu gewähren, und zwar in Höhe Wertes der jeweils 
nachgewiesenen vertragsgemäßen Leistungen einschließlich des ausgewiesenen, 
darauf entfallenden Umsatzsteuerbetrages. Die Leistungen sind durch eine prüfbare 
Aufstellung nachzuweisen, die eine rasche und sichere Beurteilung der Leistungen 
ermöglichen muss. Als Leistungen gelten hierbei auch die für die geforderte Leistung 
eigens angefertigten und bereitgestellten Bauteile sowie die auf der Baustelle ange-
lieferten Stoffe und  Bauteile, wenn dem Auftraggeber nach seiner Wahl das Eigen-
tum an ihnen übertragen ist oder entsprechende Sicherheit gegeben wird.
2. Gegenforderungen können einbehalten werden. Andere Einbehalte sind nur in den 
im Vertrag und in den gesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen Fällen zulässig.
3. Ansprüche auf Abschlagszahlungen werden binnen 21 Tagen nach Zugang der 
Aufstellung fällig.
4. Die Abschlagszahlungen sind ohne Einfluss auf die Haftung des Auftragnehmers; 
sie gelten nicht als Abnahme von Teilen der Leistung.
(2). 1. Vorauszahlungen können auch nach Vertragsabschluss vereinbart werden; 
hierfür ist auf Verlangen des Auftraggebers ausreichende Sicherheit zu leisten. Diese 
Vorauszahlungen sind, sofern nichts  anderes vereinbart wird, mit 3 v. H. über dem 
Basiszinssatz des § 247 BGB zu verzinsen.
2. Vorauszahlungen sind auf die nächstfälligen Zahlungen anzurechnen, soweit damit 
Leistungen abzugelten sind, für welche die Vorauszahlungen gewährt worden sind.
(3) 1. Der Anspruch auf Schlusszahlung wird alsbald nach Prüfung und Feststel-
lung fällig, spätestens innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der Schlussrechnung. 
Die Frist verlängert sich auf höchstens 60 Tage, wenn sie aufgrund der besonderen 
Natur oder Merkmale der Vereinbarung sachlich gerechtfertigt ist und ausdrücklich 
vereinbart wurde. Werden Einwendungen gegen die Prüfbarkeit unter Angabe der 
Gründe nicht bis zum Ablauf der jeweiligen Frist erhoben, kann der Auftraggeber sich 
nicht mehr auf die fehlende Prüfbarkeit beruhen. Die Prüfung der Schlussrechnung 
ist nach Möglichkeit zu beschleunigen. Verzögert sie sich, so ist das unbestrittene 
Guthaben als Abschlagszahlung sofort zu zahlen.
2. Die vorbehaltlose Annahme der Schlusszahlung schließt Nachforderungen aus, 
wenn der Auftragnehmer über die Schlusszahlung schriftlich unterrichtet und auf die 
Ausschlusswirkung hingewiesen wurde.
3. Einer Schlusszahlung steht es gleich, wenn der Auftraggeber unter Hinweis auf 
geleistete Zahlungen weitere Zahlungen endgültig und schriftlich ablehnt.
4. Auch früher gestellte, aber unerledigte Forderungen werden ausgeschlossen, 
wenn sie nicht nochmals vorbehalten werden.
5. Ein Vorbehalt ist innerhalb von 28 Tagen nach Zugang der Mitteilung nach den 
Nummern 2 und 3 über die Schlusszahlung zu erklären. Er wird hinfällig, wenn nicht 
innerhalb von weiteren 28 Tagen –  beginnend am Tag nach Ablauf der in Satz 1 
genannten 28 Tagen - eine prüfbare Rechnung über die vorbehaltenen Forderun-
gen eingereicht oder, wenn das nicht möglich ist, der Vorbehalt eingehend begründet 
wird.
6. Die Ausschlussfristen gelten nicht für ein Verlangen nach Richtigstellung. der 
Schlussrechnung und -zahlung wegen Aufmaß-, Rechen- und Übertragungsfehlern.
(4) In sich abgeschlossene Teile der Leistung können nach Teilabnahme ohne Rück-
sicht auf die Vollendung der übrigen Leistungen endgültig festgestellt und bezahlt 
werden.
(5) 1. Alle Zahlungen sind aufs äußerste zu beschleunigen.
2. Nicht vereinbarte Skontoabzüge sind unzulässig.
3. Zahlt der Auftraggeber bei Fälligkeit nicht, so kann ihm der Auftragnehmer eine 
angemessene Nachfrist setzen. Zahlt er auch innerhalb der Nachfrist nicht, so hat der 
Auftragnehmer vom Ende der Nachfrist an Anspruch auf Zinsen in Höhe der in § 288 
Absatz 2 BGB angegebenen Zinssätze, wenn er nicht einen höheren Verzugsscha-
den nachweist. Der Auftraggeber kommt jedoch, ohne dass es einer Nachfristsetzung 
bedarf, spätestens 30 Tage nach Zugang der Rechnung oder der Aufstellung bei Ab-
schlagszahlungen in Zahlungsverzug, wenn der Auftragnehmer seine vertraglichen 
und gesetzlichen Verpflichtungen erfüllt und den fälligen Entgeltbetrag nicht recht-
zeitig erhalten hat, es sei denn, der Auftraggeber ist für den Zahlungsverzug nicht 
verantwortlich. Die Frist verlängert sich auf höchstens 60 Tage, wenn sie aufgrund 
der besonderen Natur oder Merkmale der Vereinbarung sachlich gerechtfertigt ist 
und ausdrücklich vereinbart wurde.
4. Der Auftragnehmer darf die Arbeiten bei Zahlungsverzug bis zur Zahlung einstel-
len, sofern eine dem Auftrag-geber zuvor gesetzte angemessene Frist erfolglos ver-
strichen ist.
(6) Der Auftraggeber ist berechtigt, zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus den Ab-
sätzen 1 bis 5 Zahlungen an Gläubiger des Auftragnehmers zu leisten, soweit sie an 
der Ausführung der vertraglichen Leistung des Auftragnehmers aufgrund eines mit 
diesem abgeschlossenen Dienst- oder Werkvertrags beteilig sind, wegen Zahlungs-
verzugs des Auftragnehmers die Fortsetzung ihrer Leistung zu Recht verweigern und 
die Direktzahlung die Fortsetzung der Leistung sicherstellen soll. Der Auftragneh-
mer ist verpflichtet, sich auf Verlangen des Aufraggebers innerhalb einer von die-
sem gesetzten Frist darüber zu erklären, ob und inwieweit er die Forderungen seiner 
Gläubiger anerkennt; wird diese Erklärung nicht rechtzeitig abgegeben, so gelten die 
Voraussetzungen für die Direktzahlung als anerkannt.

§ 17 Sicherheitsleistung
(1) 1. Wenn Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die §§ 232 bis 240 BGB, soweit 

sich aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 
2. Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße  Ausführung der Leistung und die 
Mängelansprüche sicherzustellen.
(2) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Einbehalt 
oder Hinterlegung von Geld oder durch Bürgschaft eines Kreditinstituts oder Kre-
ditversicherers geleistet werden, sofern das Kreditinstitut oder der Kreditversicherer
1. in der Europäischen Gemeinschaft oder
2. in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder
3. in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Übereinkommens über das öffentli-
che Beschaffungswesen zugelassen ist.
(3) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit; er 
kann eine Sicherheit durch eine andere ersetzen.
(4) Bei Sicherheitsleistung durch Bürgschaft ist Voraussetzung, dass der Auftragge-
ber den Bürgen als tauglich anerkannt hat. Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich 
unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage abzugeben (§ 771 BGB); sie darf nicht 
auf bestimmte Zeit begrenzt und muss nach Vorschrift des Auftraggebers ausgestellt 
sein. Der Auftraggeber kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen 
zur Zahlung auf erstes Anfordern verpflichtet.
(5) Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer 
den Betrag bei einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzah-
len, über das beide nur gemeinsam  verfügen können („Und-Konto“). Etwaige Zinsen 
stehen dem Auftragnehmer zu.
(6) 1. Soll der Auftraggeber vereinbarungsgemäß die Sicherheit in Teilbeträgen von 
seinen Zahlungen einbehalten, so darf er jeweils die Zahlung um höchstens 10 v. 
H. kürzen, bis die vereinbarte Sicherheitssumme erreicht ist. Sofern Rechnungen 
ohne Umsatzsteuer gemäß § 13 b UStG gestellt werden, bleibt die Umsatzsteuer bei 
der Berechnung des Sicherheitseinbehalts unberücksichtigt. Den jeweils einbehal-
tenen Betrag hat er dem Auftragnehmer mitzuteilen und binnen 18 Werktagen nach 
dieser Mitteilung auf ein Sperrkonto bei dem vereinbarten Geldinstitut einzuzahlen. 
Gleichzeitig muss er  veranlassen, dass dieses Geldinstitut den Auftragnehmer von 
der Einzahlung des Sicherheitsbetrages benachrichtigt. Absatz 5 gilt entsprechend.
2. Bei kleineren oder kurzfristigen Aufträgen ist es zulässig, dass der Auftraggeber 
den einbehaltenen Sicherheitsbetrag erst bei der Schlusszahlung auf ein Sperrkonto 
einzahlt.
3. Zahlt der Auftraggeber  den einbehaltenen Betrag nicht rechtzeitig ein, so kann ihm 
der Auftragnehmer hierfür eine angemessene Nachfrist setzen. Lässt der Auftragge-
ber auch diese verstreichen, so kann der Auftragnehmer die  sofortige Auszahlung 
des einbehaltenen Betrages verlangen und braucht dann keine Sicherheit mehr zu 
leisten.
4. Öffentliche Auftraggeber sind berechtigt, den als Sicherheit einbehaltenen Betrag 
auf eigenes Verwahrgeldkonto zu nehmen; der Betrag wird nicht verzinst.
(7) Der Auftragnehmer hat die Sicherheit  binnen 18 Werktagen nach Vertragsab-
schluss zu leisten, wenn nichts anderes vereinbart ist. Soweit er diese Verpflichtung 
nicht erfüllt hat, ist der Auftraggeber berechtigt, vom Guthaben des Auftragnehmers 
einen Betrag in Höhe der vereinbarten Sicherheit einzubehalten. Im Übrigen gelten 
die Absätze 5 und 6 außer Nummer 1 Satz 1 entsprechend.
(8) 1. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für die Vertragserfüllung 
zum vereinbarten Zeitpunkt, spätestens nach Abnahme und Stellung der Sicherheit 
für Mängelansprüche zurückzugeben, es sei denn, dass Ansprüche des Auftragge-
bers, die nicht von der gestellten Sicherheit für Mängelansprüche umfasst sind, noch 
nicht erfüllt sind. Dann darf er für diese Vertragserfüllungsansprüche einen entspre-
chenden Teil der Sicherheit zurückhalten.
2. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für Mängelansprüche nach 
Ablauf von 2 Jahren zurückzugeben, sofern kein anderer Rückgabezeitpunkt ver-
einbart worden ist. Soweit jedoch zu diesem Zeitpunkt seine geltend gemachten 
Ansprüche noch nicht erfüllt sind, darf er einen entsprechenden Teil der Sicherheit 
zurückhalten.

§ 18 Streitigkeiten
(1) Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandvereinbarung nach § 38 Zivil-
prozessordnung vor, richtet sich der Gerichtsstand für Streitigkeiten aus dem Vertrag 
nach dem Sitz der für die Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle, 
wenn nichts anderes vereinbart ist. Sie ist dem Auftragnehmer auf Verlangen mitzu-
teilen.
(2) 1. Entstehen bei Verträgen mit Behörden Meinungsverschiedenheiten, so soll 
der Auftragnehmer zunächst die der auftraggebenden Stelle unmittelbar vorgesetzte 
Stelle anrufen. Diese soll Gelegenheit zur mündlichen Aussprache geben und ihn 
möglichst innerhalb von 2 Monaten nach der Anrufung schriftlich bescheiden und 
dabei auf die Rechtsfolgen des Satzes 3 hinweisen. Die Entscheidung gilt als an-
erkannt, wenn der Auftragnehmer nicht innerhalb von 3 Monaten nach Eingang des 
Bescheides schriftlich Einspruch beim Auftraggeber erhebt und dieser ihn auf die 
Ausschlussfrist hingewiesen hat.
2. Mit dem Eingang des schriftlichen Antrages auf Durchführung eines Verfahrens 
nach Nummer 1 wird die Verjährung des in diesem Antrag geltend gemachten An-
spruchs gehemmt. Wollen Auftraggeber oder Auftragnehmer das Verfahren nicht wei-
ter betreiben, teilen sie dies dem jeweils anderen Teil schriftlich mit. Die Hemmung 
endet 3 Monate nach Zugang des schriftlichen Bescheides oder der Mitteilung nach 
Satz 2.
(3) Daneben kann ein Verfahren zur Streitbelegung vereinbart werden. Die Vereinba-
rung sollte mit Vertragsabschluss erfolgen.
(4) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Eigenschaft von Stoffen und Bauteilen, 
für die allgemein gültige Prüfungsverfahren bestehen, und über die Zulässigkeit oder 
Zuverlässigkeit der bei der Prüfung verwendeten Maschinen oder angewendeten 
Prüfungsverfahren kann jede Vertragspartei nach vorheriger Benachrichtigung der 
anderen Vertragspartei die materialtechnische Untersuchung durch eine staatliche 
oder staatlich anerkannte Materialprüfungsstelle vornehmen lassen; deren Feststel-
lungen sind verbindlich. Die Kosten trägt der unterliegende Teil.
(5) Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Arbeiten einzustellen.

* Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden durch den DVA ausschließlich 
zur Anwendung gegenüber Unternehmern, juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögens empfohlen (§ 310 BGB)




